
 

 

 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Der Landrat 

 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung 

 
Es findet eine Sitzung des Umwelt- und Bauausschusses am Donnerstag, 17.10.2024 
um 17:00 Uhr, im Kreis Rendsburg-Eckernförde, Kaiserstraße 8, 24768 Rendsburg, 
Kreistagssitzungssaal statt.  
 
 
 
 
Tagesordnung: 
Öffentlicher Teil: 
 
1. Eröffnung, Begrüßung und Anträge zur Tagesordnung 

 
 

2. Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 
 

 

3. Anfragen nach § 26 Geschäftsordnung des Kreistages 
 

 

3.1. Anfrage nach § 26 GO-KT der Abg. Dr. Walenda zu Klima-
schutz und der Verwendung von Öko-zertifizierten sowie re-
gionalen und saisonalen Produkten in der Kreishauskantine 
 

VO/2024/314 

4. Niederschrift über die Sitzung vom 12.09.2024 
 

 

5. Bekanntgabe der in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Be-
schlüsse 
 

 

6. Bericht über die Umsetzung von öffentlich gefassten Be-
schlüssen 
 

VO/2024/328 

7. Erweiterung der Überdachung FTZ - Bestückung des 
Schleppdaches mit einer Solaranlage 
 

 

7.1. Wirtschaftlichkeitsberechnung der Verwaltung 
 

 

7.2. Fraktionsantrag der SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen und 
SSW: Erweiterung der Überdachung FTZ, Bestückung mit 
PV-Anlage 
 

 

8. Klimaschutzfonds 
 

 

8.1. Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds - Ge-
meinde Osterrönfeld - Umrüstung auf LED-
Straßenbeleuchtung 
Mit in Krafttreten der überarbeiteten Richtline zum Klima-
schutz entscheidet der UBA über die Mittel bis 125.000,00 
Euro 

VO/2024/313 



 

 

8.2. Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds - Ge-
meinde Winnemark - Bau eines Sonnensegels für den Spiel-
platz 
 

VO/2024/315 

8.3. Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds - Ge-
meinde Achterwehr - Umrüstung Heizung in einem gemeind-
lichen Wohngebäude 
 

VO/2024/318 

8.4. Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds - Ge-
meinde Barkelsby - Bau eines Sonnensegels 
 

VO/2024/319 

8.5. Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds - SV 
Merkur Hademarschen - Umrüstung auf LED-Flutlichtanlage 
 

VO/2024/321 

8.6. Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds -  
Gemeinde Osdorf - Austausch von Fenster und Türen in der 
Kita Pusteblume 
 

VO/2024/322 

8.7. Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds - 
Gemeinde Timmaspe - Energetische Sanierung der Sport-
halle 
Mit in Krafttreten der überarbeiteten Richtline zum Klima-
schutz entscheidet der UBA über die Mittel bis 125.000,00 
Euro. 

VO/2024/327 

8.8. Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds - Amts-
verwaltung Hüttner Berge - PV-Anlage für das Amtsgebäude 
Hüttner Berge 
 

VO/2024/329 

9. Durchführung von Maßnahmen zur Energieeinsparung und 
Anpassung an den Klimawandel auf kreiseigenen Liegen-
schaften 
 

 

10. AWR 
 

 

10.1. Entgeldkalkulation 2025 - 2026 
 

VO/2024/324 

10.2. Änderung der AGB und Satzung Abfallentsorgung - Kreis 
vom 19.12.2005 
 

 

10.3. Abfallwirtschaft Festpreisangebot 2025 
 

VO/2024/323 

11. Verwaltungsangelegenheiten 
 

 

11.1. MV Sitzungstermine für den Umwelt- und  
Bauausschuss 2025 
 

VO/2024/312 
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

Anfrage nach § 26 GO-KT der Abg. Dr. Walenda zu 
Klimaschutz und der Verwendung von Öko-

zertifizierten sowie regionalen und saisonalen 
Produkten in der Kreishauskantine 

VO/2024/314 
 
öffentlich 
 
FB 2 Umwelt und Ordnung 
 
 

Anfragen 
 
Datum:  27.09.2024 
 
Ansprechpartner/in:  
 
Bearbeiter/in: Sebastian Bartsch 

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

 Umwelt- und Bauausschuss (Kenntnisnahme) Ö 
 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
 
 
Beschlussvorschlag 
 
 

Sachverhalt 
Ergibt sich aus der Anlage 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
 
 

Finanzielle Auswirkungen 
 

Anlage/n: 

1 2024-09-26_Anfrage Klimaschutz Kantine 
 

 

TOP 3.1



Sozialdemokratische Partei Deutschland Dr. Ina Walenda
Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernförde Kreistagsabgeordnete
24768 Rendsburg, Kaiserstraße 8  mobil 0176 20508116

Kreis Rendsburg-Eckernförde
Umwelt- und Bauausschuss
24768 Rendsburg, Kaiserstraße 8
Nachrichtlich: sebastian.bartsch1@kreis-rd.de

Rendsburg, 26. September 2024

Anfrage nach § 26 GO für den nächsten Umwelt- und Bauausschuss zu Klimaschutz
und der Verwendung von Öko-zertifizierten sowie regionalen und saisonalen Produk-
ten in der Kreishauskantine

Sehr geehrte Damen und Herren,

die SPD-Fraktion bittet die Verwaltung um Berichterstattung über die Umsetzung der u. g.
Kriterien zum Klimaschutz beim Betrieb der Kreishauskantine - insbesondere um Angaben
zum  Anteil  von  Öko-Produkten  und  regionalen/  saisonalen  Erzeugnissen  sowie  über
durchgeführte Kontrollen, ggf. verhängte Sanktionen sowie um ggf. weitere Bemühungen.

Hintergrund:
Im Juni 2020 hatte der Umwelt- und Bauausschuss empfohlen, Kriterien zum Klimaschutz
und zu ökologischen Produkten in den damals neu abzuschliessenden Pachtvertrag für die
Kreishauskantine aufzunehmen, so zur

• Verwendung von ökologischen Erzeugnissen,
• zu regionalen und saisonalen Produkten, 
• zu Fair-Traide-Produkten und 
• zur Reduzierung von Lebensmittelverschwendung/ Abfallvermeidung. 

Durch diese verbesserten Rahmenbedingungen für die Verpflegung der Mitarbeiter und die
Kantine sollte auch das Ziel  verfolgt werden, einen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten.
Beschlossen wurde, dass die oben aufgeführten Rahmenbedingungen zukünftig kontrolliert
werden  und/  oder  nachprüfbar  sein  müssen.  Sollten  die  Rahmenbedingungen  nicht
eingehalten werden, sollten Sanktionen folgen.

Mit freundlichen Grüßen
Dr. Ina Walenda

SPD Kreistagsfraktion Telefon E-Mail: Bankverbindung: Vorsitzende: Telefon
Rendsburg-Eckernförde 04331 202360 spd-fraktion@gmx.de Sparkasse Mittelholstein Anke Göttsch 0177-2528299
Kaiserstraße 8 Internet: www.spd- IBAN: DE22 214 500 Pferdemarkt 58 E-Mail:
24768  Rendsburg net-sh.de/rdeck/fraktion     000 000 031 097 24340 Eckernförde an-goettsch@gmx.de
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

Anfrage n. §26 GO-KT der CDU Fraktion zur 
Parkplatzsituation rund ums BBZ RD-ECK 

VO/2024/343 
 
öffentlich 
 
FD 5.1 Infrasstruktur 
 
 

Anfragen 
 
Datum:  10.10.2024 
 
Ansprechpartner/in: Andreas Marx 
 
Bearbeiter/in: Emma Hennings 

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

17.10.2024 Umwelt- und Bauausschuss (Kenntnisnahme) Ö 
 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
 
 
Beschlussvorschlag 
 
 

Sachverhalt 
Sachverhalt siehe Anlage. 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
 
 

Finanzielle Auswirkungen 
 

Anlage/n: 

1 2024-10-09 Anfrage § 26 GO Parkplatzsituation BBZ (003) 
 

 

TOP 3.2



 

CDU-Kreistagsfraktion 
Kreishaus, Kaiserstraße 8-10 

24768 Rendsburg 
 

Rendsburg, den 09.10.2024 

 

 

Anfrage nach § 26 GO 

zur kommenden Umwelt- und Bauausschusssitzung 

 

 

Es ist allgemein bekannt, dass in der Stadt Rendsburg die Parkplatzsituation bei den 

BBZ angespannt ist. Durch den Bau der Bauhalle werden weitere Parkplätze 

wegfallen. Außerdem wird in absehbarer Zeit das Parkdeck Am bhf 4 geschlossen 

werden. Die Kreisverwaltung hat sich mit dieser Thematik schon beschäftigt. Wie ist 

der aktuelle Sachstand? Gibt es hierzu konkrete Überlegungen, wie dieser Problematik 

begegnet werden kann? 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Sophie Marxen 

 

 

TOP 3.2
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

Umsetzungskontrolle für Beschlüsse des Umwelt- und 
Bauausschusses in öffentlicher Sitzung 

VO/2024/328 
 
öffentlich 
 
FD 5.4 Umwelt 
 
 

Mitteilungsvorlage öffentlich 
 
Datum:  01.10.2024 
 
Ansprechpartner/in:Michael Wittl 
 
Bearbeiter/in: Sebastian Bartsch 

  

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

17.10.2024 Umwelt- und Bauausschuss (Kenntnisnahme) Ö 
 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
 
 
Sachverhalt 
 Sachverhalt siehe Anlage 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
 Entfällt 
 

Finanzielle Auswirkungen 
Entfällt  

Anlage/n: 

1 Umsetzungskontrolle_2023_2024_neu 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Der Landrat 
Fachdienst Umwelt 

 
 
 

Stand 26.09.2024 
 
Umsetzungskontrolle für Beschlüsse des Umwelt- und Bauausschusses in öffentlicher Sitzung 2023/2024 
 

Lfd. 
Nr. 

Datum der 
Sitzung 

Stichwort bzw. Text des Be-
schlusses 

Zuständig für 
die Umsetzung 

Erledigt am Bemerkungen/ Hinweise 

1 12.01.2023 Insektenschutzprojekt 
(VO/2022/181) 

Fachdienst Um-
welt 
 

 Das Projekt läuft bis 2026. Der letzte 
Sachstand wurde in der UBA-Sitzung 
am 23.05.2024 berichtet. Der nächste 
Sachstandsbericht ist für Mai 2025 ge-
plant. 

2 04.05.2023 Errichtung und Betrieb einer Solar-
Freiflächenanlage auf der Deponie 
Alt Duvenstedt (VO/2023/161) 

Fachdienst Infra-
struktur 
 

 In der UBA-Sitzung am 12.09.2024 er-
folgte ein Vortrag zur Wirtschaftlich-
keit. 
 

3 14.03.2024 Der Umwelt- und Bauausschuss 
beschließt, den beteiligten Ämtern, 
Städten und Gemeinden des Krei-
ses Rendsburg-Eckernförde nach 
Verbrauch der Landesmittel 50% 
der Kastrationskosten zu erstatten, 
bis die bereitgestellten Mittel in 
Höhe von 50.000 Euro verbraucht 
sind. (VO/2024/010-01) 

Fachdienst Vete-
rinär- und Le-
bensmittelauf-
sicht 

 Ein Bericht zum Sachstand erfolgte in 
der UBA-Sitzung am 12.09.2024. 
(VO/2024/285) 
 
Für die UBA-Sitzung am 21.11.2024 
ist ein weiterer Sachstandsbericht vor-
gesehen.  

4 14.03.2024 Der Umwelt- und Bauausschuss 
beschließt, die für Planungskosten 
und bauliche Maßnahmen der Tier-
heime bereitgestellten Mittel in 
Höhe von 200.000 Euro im Ver-
hältnis der Einwohnerzahl der mit 

Fachdienst Vete-
rinär- und Le-
bensmittelauf-
sicht 

 Ein Bericht zum Sachstand erfolgte in 
der UBA-Sitzung am 12.09.2024. 
(VO/2024/285) 
 

TOP 6



Lfd. 
Nr. 

Datum der 
Sitzung 

Stichwort bzw. Text des Be-
schlusses 

Zuständig für 
die Umsetzung 

Erledigt am Bemerkungen/ Hinweise 

 

den Tierheimen vertraglich verbun-
denen Ämter, Städte und Gemein-
den zu verteilen. Der im Sachver-
halt dargestellten Berechnung des 
Verteilerschlüssels wird zuge-
stimmt. Die Tierschutzvereine wer-
den aufgefordert, bis zum 
30.06.2024 konkrete Planungen, 
die durch Kostenvoranschläge hin-
terlegt sind, vorzulegen. Der im 
Sachverhalt dargestellten Berech-
nung des Verteilerschlüssels wird 
zugestimmt. Die Verwaltung stellt 
eine ordnungsgemäße Verteilung, 
insbesondere die zweckgemäße 
Verwendung der Mittel, sicher 
(VO/2024/011-01) 

5 14.03.2024 Der Umwelt- und Bauausschuss 
empfiehlt dem Hauptausschuss, 
Mittel des Jahresüberschusses 
2022 der Sparkasse Förde in Höhe 
von 5.430,74 € zur Unterstützung 
des Igel- und Wildtierhilfe Eckern-
förder Bucht e.V. zu verwenden. 
(VO/2023/514-08) 

Fachdienst Um-
welt 

Mai 2024 Der Zuwendungsbescheid wurde ver-
sandt. Die Mittel wurden ausgezahlt. 
Der Verwendungsnachweis wird zum 
Ende des Jahres abgefragt. 

6 14.03.2024 Der Umwelt- und Bauausschuss 
empfiehlt dem Hauptausschuss, 
den Verein "Kitzrettung Hüttener 
Berge e.V." zu unterstützen und 
Mittel aus dem Jahresüberschuss 
der Förde Sparkasse für die An-
schaffung eines Drohnen-Sets in 
Höhe von 6.688,40 € zu gewähren. 
(VO/2023/514-09) 

Fachdienst Um-
welt 

Mai 2024 Der Zuwendungsbescheid wurde ver-
sandt. Die Mittel wurden ausgezahlt. 
Der Verwendungsnachweis wird zum 
Ende des Jahres abgefragt. 

TOP 6



Lfd. 
Nr. 

Datum der 
Sitzung 

Stichwort bzw. Text des Be-
schlusses 

Zuständig für 
die Umsetzung 

Erledigt am Bemerkungen/ Hinweise 

 

7 23.05.2024 Der Umwelt- und Bauausschuss 
beschließt, aus seinem Aus-
schussbudget für das Haushalts-
jahr 2024 Mittel in Höhe von 5.000 
€ für die von der Arbeitsgruppe 
„Hochwasserschutz Schlei“ emp-
fohlene Machbarkeitsstudie zur 
Entwicklung von Hochwasser-
schutzmaßnahmen an der Schlei 
bereitzustellen. (VO/2024/156) 

  Die Mittel wurden bisher nicht abgeru-
fen. Der Kreis Schleswig-Flensburg ist 
mit der Projektplanung befasst. Es 
wurden vergaberechtliche Fragen ge-
klärt und Projektunterlagen eines po-
tentiellen Auftragnehmers zustimmend 
geprüft. 

8 23.05.2024 Der Umwelt- und Bauausschuss 
empfiehlt dem Hauptausschuss die 
Teilnahme an dem Interreg-Projekt 
Climate Blue zu beschließen. 
(VO/2024/146-01) 

Fachdienst Regi-
onalentwicklung 
und Mobilität 

 Das Projekt befindet sich noch nicht in 
der aktiven Umsetzung. Am 23.10.24 
ist ein Treffen mit der KielRegion, die 
ebenfalls an dem Projekt teilnimmt, 
geplant, um die Zusammenarbeit ab-
zustimmen. 

 
 
Im Auftrag 
 
 
Sebastian Bartsch 

TOP 6
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

Fraktionsantrag der SPD, CDU, Bündnis 90/Die 
Grünen und SSW: 

Erweiterung der Überdachung FTZ, Bestückung mit 
PV-Anlage 

VO/2024/295-01 
 
öffentlich 
 
FB 5 Regionalentwicklung, Bauen und 
Umwelt 
 
 

Fraktionsantrag öffentlich 
 
Datum:  01.10.2024 
 
Ansprechpartner/in: Andreas Marx 
 
Bearbeiter/in: Sebastian Bartsch 

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

17.10.2024 Umwelt- und Bauausschuss (Beratung) Ö 
07.11.2024 Hauptausschuss (Beratung) Ö 

16.12.2024 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde 
(Entscheidung) Ö 

 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
 
 
Beschlussvorschlag 
Der Umwelt-und Bauausschuss empfiehlt dem Hauptausschuss:  

Bei der Erweiterung der Überdachung der FTZ ist diese mit einer Solaranlage zu 
versehen, beim Bau sind die hierfür notwendigen Voraussetzungen zu schaffen. Die 
Verwaltung wird gebeten, eine grobe Schätzung des Kostenrahmen zusammen mit 
einem Übersichtsplan mit der erweiterten Überdachung vorzulegen. 

  

Der Hauptausschuss empfiehlt dem Kreistag:  

Bei der Erweiterung der Überdachung der FTZ ist diese mit einer Solaranlage 
zu versehen, beim Bau sind die hierfür notwendigen Voraussetzungen zu schaffen. 
Die Verwaltung wird gebeten, eine grobe Schätzung des Kostenrahmenzusammen 
mit einem Übersichtsplan mit der erweiterten Überdachung vorzulegen. 

  

Der Kreistag beschließt:  

Bei der Erweiterung der Überdachung der FTZ ist diese mit einer Solaranlage 

TOP 7.1
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zu versehen, beim Bau sind die hierfür notwendigen Voraussetzungen zu schaffen. 
Die Verwaltung wird gebeten, eine grobe Schätzung des Kostenrahmenzusammen 
mit einem Übersichtsplan mit der erweiterten Überdachung vorzulegen. 
 

Sachverhalt 
Beim UBA am 12.09.2024 wurde dieser TOP auf den UBA am 17.10.2024 vertagt. 
 
Der Sachverhalt ergibt sich aus der ursprünglichen Vorlage beim UBA am 
12.09.2024. 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
 Ergibt sich aus der Sitzung 
 

Finanzielle Auswirkungen 
Ergibt sich au der Sitzung  

Anlage/n: 
Keine 
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

Wirtschaftlichkeitsbetrachtung der PV-
Anlagenerweiterung auf dem Schleppdach am 

Feuerwehrzentrum 

VO/2024/331 
 
öffentlich 
 
FD 5.1 Infrastruktur 
 
 

Mitteilungsvorlage öffentlich 
 
Datum:  02.10.2024 
 
Ansprechpartner/in: 
 
Bearbeiter/in: Jörn Voß 

  

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

17.10.2024 Umwelt- und Bauausschuss (Kenntnisnahme) Ö 
 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
 
 
Sachverhalt 
In der UBA-Sitzung vom 12.09.2024 wurde durch die Fraktionen der SPD, CDU, 
Bündnis90/Die Grünen und SSW ein Antrag gestellt, der auf der 
Containerabsetzhalle am Feuerwehrzentrum eine Erweiterung der PV-Anlage 
vorsieht. 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
Vorstellung der Relevanz für den Klimaschutz wird in der Sitzung erläutert. 
 

Finanzielle Auswirkungen 
Die Kosten möglicher PV-Anlagen Varianten werden in der 
Wirtschaftlichkeitsberechnung dargestellt. 

Anlage/n: 

1 20240930 Wirtschaftlichkeitsbetrachtung PV-Anlage Abschnitt 3 
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Stand: 30.09.2024 Seite 1

PV-Anlage Abschnitt III

Seite 1

Wirtschaftlichkeitsbetrachtung einer dritten 

PV-Anlagen auf dem Schleppdach an dem 

Kreisfeuerwehrzentrum RD-ECK

Stand: 30.09.2024
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Stand: 30.09.2024 Seite 2

PV-Anlage Abschnitt III

Seite 2

Aktueller Sachstand zum Feuerwehrzentrum RD-ECK

Inbetriebnahme des Feuerwehrzentrum: 

Vorgabe durch die Politik beim Neubau Feuerwehrzentrum: möglichst hohen Anteil an 

Regenerativer Energie in diesem Gebäude. 

→ PV-Anlage wird so groß wie möglich geplant, bei einhalten der gesetzlichen 

Rahmenbedingungen.

• Rahmenbedingung I: Ab 100 kWp ist der Anlagenbetreiber dazu verpflichtet die 

Überschussmenge an der Börse zu vermarkten.

• Rahmenbedingung II: Abschalteinrichtungen für PV-Anlagen ab 135 kWp, dass die PV-

Anlage durch den Netzbetreiber herunter geregelt werden kann.

→ Zusätzliche Fernwirktechnik für die Leistungsdrosselung wird benötigt.

Ergebnis:

→ Errichtung der PV-Anlagen in 2 Abschnitten mit einer Gesamtleistung von unter 135 kWp.

TOP 7.1.1



Stand: 30.09.2024 Seite 3

PV-Anlage Abschnitt III

Seite 3

Aktueller Sachstand zum Feuerwehrzentrum RD-ECK

Ist-Zustand Feuerwehrzentrum: 

Gebäude Feuerwehrzentrum:

Bestands-PV-Anlage:

Neubau Schleppdach:

TOP 7.1.1



Stand: 30.09.2024 Seite 4

PV-Anlage Abschnitt III

Seite 4

Luftaufnahme des Feuerwehrzentrums RD-ECK

Quelle: LZG RD-ECK

TOP 7.1.1



Stand: 30.09.2024 Seite 5

PV-Anlage Abschnitt III

Seite 5

Aktueller Sachstand zu den PV-Anlagen

PV-Anlage Abschnitt I + II:

Gesamtleistung = 125 kWp

Speicher: 30,7 kWh,

mit einem 13,7 kW Wechselrichter

Inbetriebnahme: ab 15.12.2022

Energiebilanz – Strom - 01.2023 – 12.2023:

Netzbezug: 65.500 kWh

Direktverbrauch: 41.000 kWh

Netzeinspeisung: 68.000 kWh 

aus Batterie: 5.900 kWh

Autarkie: ca. 42 %

Eigenverbrauchsquote:     ca.  41%

Gesamterzeugung:

114.900 kWh

Quelle: FB Infrastruktur – Sunny Portal 
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Stand: 30.09.2024 Seite 6

PV-Anlage Abschnitt III

Seite 6

Entwicklung des Schleppdaches für die Abrollcontainer

Eine Abstellfläche für die Abrollcontainer wurde beim Neubau 

eingeplant:

Die Ergänzung eines Wetterschutzes war zum späteren Zeitpunkt eingeplant.

- Das Schleppdach dient als Wetterschutz für die Abrollcontainer.

- Abrollen der Container unter das Schleppdach von der Südseite → Einfahrt 

hat entsprechende Höhe für den LKW + Container

- Nordseite abgesenkt → Regenwasserablauf / keine Verschattung der 

Bestands-PV-Anlage /  geringer Kosten für das Dach.

- Die Fundamente für das Schleppdach wurden mit in die verstärkte 

Bodenplatte integriert, um ein späteres Aufreißen der geteerten Fläche zu 

verhindern.

Anpassung an den Bedarf:

- Die mittleren Stützen entfallen auf Bitte der Feuerwehr:

→ mehr Rangierfläche → Verringerung von Unfallgefahr.

- Diese Dachlasten kann über die Außenstützen abgefangen werden. Die 

Lastaufnahme von Dach, Stützen und Fundament ist durch den Entfall 

der Mittelstützen begrenzt. 
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Stand: 30.09.2024 Seite 7

PV-Anlage Abschnitt III

Seite 7

Variante 1: Mögliche Erweiterung der PV-Anlagen - Südausrichtung

Variante 1:

Aufgeständerte PV-Anlage mit Südausrichtung auf dem 

Schleppdach. 

- Nachteil: Starke Verschattung durch Dachneigung 

und Aufständerung.

Prüfung durch Statiker:

- Eine aufgeständerte PV-Anlage mit Südausrichtung 

ist nicht möglich. Die zusätzlichen Windlasten 

durch die Aufständerung können nicht ausreichend 

abgefangen werden.

→ Umsetzung ist nicht mit dem geplanten Schleppdach möglich!

→ Aber eine nicht aufgeständerte PV-Anlage mit Nordausrichtung ist 

statisch möglich!
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Stand: 30.09.2024 Seite 8

PV-Anlage Abschnitt III

Seite 8

Variante 2: PV-Anlagen Erweiterung – nicht aufgeständert

Variante 2:

Flache PV-Anlage mit Nordausrichtung, maximale Belegung der Fläche

- Vorteil: Die Statik des Schleppdachs ist ausreichend.

- Nachteil: Reduktion des maximalen Ertrags bei Nordausrichtung

→ Eine 20,25 kWp flachdach PV-Anlage ist statisch möglich!

Die Wirtschaftlichkeitsberechnung wurde die SOLARPROJEKT SH durchgeführt. 
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Stand: 30.09.2024 Seite 9

PV-Anlage Abschnitt III

Seite 9

Variante 2: Wirtschaftlichkeitsbetrachtung

Wirtschaftlichkeitsbetrachtung:

Die PV-Anlage wird als Volleinspeisung ausgelegt, da diese eine wirtschaftlichere Bilanz hat als eine 

Überschusseinspeisung.

→ An dem Standort werden die 135 kWp überschritten → Netzanschlussbedingungen fordern zusätzliches 

Modul zur Einspeisebegrenzung.

→ Die Variante 2 ist nicht wirtschaftlich!

Installationskosten:

- PV-Anlage: ca. 21.000 €

- Zählerschrank + Kabeltrasse: 21.000 €

- Fernwirktechnik: ca. 26.000 €

- Versicherungskosten ca. 50,00 €/a

- Kosten für zusätzlichen Zähler, Reinigung 

wurden noch nicht mit betrachtet.

Erträge:

Ertragsabschätzung: ca. 16.000 kW/a  → Vergütung 

nach EEG im ersten Jahr ca. 1.850 €.

Nach 20 Jahren Betrieb und Einbezug von Steuer und 

Inflation beträgt das Ergebnis:

Wirtschaftliches Ergebnis:  ca. - 32.000 €

Rendite: ca. - 5,74 %
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PV-Anlage Abschnitt III
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Variante 2: CO2-Bilanz

Energiebilanz – Strom - 01.2023 – 12.2023:

Netzbezug: 65.500 kWh

Direktverbrauch: 41.000 kWh = 15.580 kg CO2eq

Netzeinspeisung: 68.000 kWh = 25.840 kg CO2eq

aus Batterie: 5.900 kWh = 2.242 kg CO2eq

Eingesparte CO2 Emission: ca. 43.662 kg CO2eq

Prognose für Variante 2: ca. 16.000 kWh/ a  = ca. 6.080 kg/a CO2eq.

→ Leistungsbegrenzung der Bestandsanlage durch 135 kWp Grenze.

→ Gesamte Anlage kann auf reinen Eigenverbrauch runtergeregelt werden.

→ Dieses kann sich damit auf eine gesamte schlechtere CO2-Bilanz auswirken!

Quelle: Statista: Strommix Deutschland 2023:  380 g/kWh CO2 Emission 
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Variante 3: Erweiterung der PV-Anlagen – nicht aufgeständert, begrenze Leistung

Variante 3:

Flache PV-Anlage mit Nordausrichtung, Reduktion der PV-Anlagenleistung

Vorteil: - Die Statik des Schleppdaches ist ausreichend.

- Einhaltung der 135 kWp Grenze setzt keine Fernwirktechnik voraus.

Nachteil: - Reduktion des maximalen Ertrags bei Nordausrichtung.

- kleinere Anlage entspricht geringeren Ertrag.

→ PV-Anlage mit 11,75 kWp PV-Modulleistung und einem 8 kW Wechselrichter technisch möglich!

→ Grenze von 135 kWp wird eingehalten!

. 

Die Wirtschaftlichkeitsberechnung wurde die SOLARPROJEKT SH durchgeführt. 
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PV-Anlage Abschnitt III
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Variante 3: Wirtschaftlichkeitsbetrachtung

Wirtschaftlichkeitsbetrachtung:

Die PV-Anlage wird als Volleinspeisung ausgelegt, da diese eine wirtschaftlichere Bilanz hat als eine 

Überschusseinspeisung.

→ Die Variante 3 ist nicht wirtschaftlich!

Installationskosten:

- PV-Anlage: ca. 17.000 €

- Zählerschrank + Kabeltrasse: 16.000 €

- Versicherungskosten ca. 50,00 €/a

- Kosten für zusätzlichen Zähler, Reinigung 

wurden noch nicht mit betrachtet.

Erträge:

Ertragsabschätzung: ca. 9.000 kW/a  → Vergütung 

nach EEG im ersten Jahr ca. 1.090 €

Nach 20 Jahren Betrieb und Einbezug von Steuer und 

Inflation beträgt das Ergebnis:

Wirtschaftliches Ergebnis:  ca. - 12.000 €

Rendite: ca. - 4,41 %
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Variante 3: CO2-Bilanz

Energiebilanz – Strom - 01.2023 – 12.2023:

Netzbezug: 65.500 kWh

Direktverbrauch: 41.000 kWh = 15.580 kg CO2eq

Netzeinspeisung: 68.000 kWh = 25.840 kg CO2eq

aus Batterie: 5.900 kWh = 2.242 kg CO2eq

Eingesparte CO2 Emission: ca. 43.662 kg CO2eq

Prognose für Variante 3: ca. 9.000 kWh/ a  = ca. 3.420 kg/a CO2eq.

→ Anlage bleibt unter der 135 kWp Grenze → Anlage wird nicht abgeregelt.

→ CO2 Einsparungen relativ gering, da der Strom vollständig eingespeist wird. 

Quelle: Statista: Strommix Deutschland 2023:  380 g/kWh CO2 Emission 
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Fazit

Alle 3 Varianten der PV-Anlagen Erweiterung auf dem Schleppdach sind nicht wirtschaftlich.

Dieses hat 3 wesentliche Gründe:

- Ertragsseite: Die Bestands-PV-Anlage I und II versorgt das Gebäude bereits ausreichend 

mit Strom. Der Strom einer PV-Erweiterung wird überwiegend direkt eingespeist.

Ein Volleinspeiser ist daher wirtschaftlicher.

→ Wirtschaftlich ist keine der aufgezeigten Varianten

- Installationskosten:

- Variante 2: die Fernwirktechnik des Netzbetreibers

- Variante 2 und 3: Neues Kabel von ca. 100 m länge über 2 Brandabschnitte

Um eine zusätzliche CO2 – Einsparung zu erreichen, wäre eine Erweiterung der 

Batteriekapazität sinnvoll. 
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit !
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds - 
Gemeinde Osterrönfeld - Umrüstung auf LED-

Straßenbeleuchtung 

VO/2024/313 
 
öffentlich 
 
FD 4.5 Infrastruktur 
 
 

Beschlussvorlage öffentlich 
 
Datum:  26.09.2024 
 
Ansprechpartner/in:  
 
Bearbeiter/in: Jörn Voß 

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

17.10.2024 Umwelt- und Bauausschuss (Entscheidung) Ö 
 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
 
 
Beschlussvorschlag 

1. Der Umwelt- und Bauausschuss beschließt, Mittel in Höhe von 57.925,00 
Euro für die Gemeinde Osterrönfeld zu gewähren. 

 
 

Sachverhalt 
Bei der Klimaschutzagentur ist der Antrag der Gemeinde Osterrönfeld für die 
Umrüstung der Straßenbeleuchtung auf LED eingegangen. 
 
Die Gemeinde Osterrönfeld hat am 15.08.2024 einen Antrag auf Förderung aus dem 
Klimaschutzfonds des Kreises gestellt. Mit dem Projekt sollen Teilbereiche der 
Straßenbeleuchtung auf LED-Beleuchtungsmittel umgestellt werden. Mit der neu 
eingesetzten Technik kann laut Berechnungen durch den Fachplaner eine 
Energieeinsparung von rd. 79 % bzw. eine Einsparung von rd. 31,5 t CO2eq-
Emissionen pro Jahr realisiert werden. 
  
Die Gesamtkosten der Umrüstung liegen bei rd. 165.550 Euro. Diese 
Kostenschätzung beruht auf einer Kalkulation durch einen Fachplaner.  
 
Für das Vorhaben sind Drittmittel im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative 
(NKI) des Bundes in Höhe von 66.200 Euro als Förderung aus der sogenannten 
Kommunalrichtlinie beantragt worden. Dieses entspricht rd. 40% der Gesamtkosten 
und ist Voraussetzung für eine Förderung aus dem Klimaschutzfonds gemäß Ziffer 6 
der Förderrichtlinie. Diese Förderungen ist noch nicht bewilligt. Die Förderrichtlinien 
wurden dem Antrag gemäß Ziffer 7 der Richtlinie zum Klima- 
schutzfonds mit eingereicht. Die Gemeinde ist antragsberechtigt im Sinne der 
Richtlinie des Kreises. Insoweit beantragt die Gemeinde Mittel in Höhe von 57.925 
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Euro (35% der Gesamtkosten) aus dem Klimaschutzfonds des Kreises. Die erhöhte 
Förderquote entspricht der Quote, die gemäß Richtlinie für Gemeinden mit einer 
eingeschränkt dauernden finanziellen Leistungsfähigkeit gilt. Die Einstufung wurde 
bei der Kommunalaufsicht überprüft. 
 
Die Umsetzung ist für das Jahr 2025 vorgesehen. Dieses hängt allerdings von der 
Bearbeitungszeit des Bundesfördergebers ab. 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
Mit der Förderung von investiven Klimaschutzmaßnahmen wird ein Beitrag zur 
Reduktion von Treibhausgasen geleistet. 
 
Mit der neu eingesetzten Technik kann laut Berechnung durch den Fachplaner eine 
Energieeinsparung von rd. 31,5 t CO2eq-Emissionen pro Jahr realisiert werden. 
 

Finanzielle Auswirkungen 
Die Förderung des beantragten Zuschusses beträgt insgesamt 57.925,00 Euro und 
soll voraussichtlich im II. Quartal 2026 abgerufen werden. 
 
Soweit der Ausschuss die Förderung bewilligt, stellt sich die Mittelverfügbarkeit wie 
folgt dar: 
 
 
Haushalts-
jahr 

Mittel 
insgesamt 

bereits 
erfolgte 
Auszahlungen 

Erwartete 
Auszahlungen 
aus vorherigen 
Förderzusagen 

Aktueller 
Antrag 

Verfügbare 
Mittel 

2024 – 
Ansatz 

1.000.000 € 206.723,60 € 310.861,14 € 0,00 € 482.415,26 € 

2024 – VE 
für 2025 

2.000.000 € 0,00 € 
 

1.652.267,48 € 0,00 € 347.732,52 € 

2024 - VE 
für 2026 

1.170.000 € 0,00 € 428.325,00 € 57.925,00 € 741.675,00 € 

 

Anlage/n: 

1 00-KSF-Antrag-Osterroenfeld-LED_gesamt 
 

2 240918_Vermerk_KSF_Osterr_LED 
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Technik- und Ökologiezentrum, Marienthaler Straße 17, 24340 Eckernförde 
 

 

 

18. September 2024 
 
Klimaschutzfonds 
Vermerk zum Antrag der Gemeinde Osterrönfeld 
„Flutlichtumrüstung auf LED-Straßenbeleuchtung in der Gemeinde Osterrönfeld“ 
 
1. Sachverhalt 
Die Gemeinde Osterrönfeld hat am 15.08.2024 einen Antrag auf Förderung aus dem Klimaschutz-
fonds des Kreises gestellt. Mit dem Projekt sollen Teilbereiche der Straßenbeleuchtung auf LED-
Beleuchtungsmittel umgestellt werden. Mit der neu eingesetzten Technik kann laut Berechnun-
gen durch den Fachplaner eine Energieeinsparung von rd. 79 % bzw. eine Einsparung von rd. 31,5 
t CO2eq-Emissionen pro Jahr realisiert werden. 
 
Die Gesamtkosten der Umrüstung liegen bei rd. 165.550 Euro. Diese Kostenschätzung beruht auf 
einer Kalkulation durch einen Fachplaner. 
 
Für das Vorhaben sind Drittmittel im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative (NKI) des Bun-
des in Höhe von 66.200 Euro als Förderung aus der sogenannten Kommunalrichtlinie beantragt 
worden. Dieses entspricht rd. 40% der Gesamtkosten und ist Voraussetzung für eine Förderung 
aus dem Klimaschutzfonds gemäß Ziffer 6 der Förderrichtlinie. Diese Förderungen ist noch nicht 
bewilligt. Die Förderrichtlinien wurden dem Antrag gemäß Ziffer 7 der Richtlinie zum Klima-
schutzfonds mit eingereicht. Die Gemeindeist antragsberechtigt im Sinne der Richtlinie des Krei-
ses. Insoweit beantragt die Gemeinde Mittel in Höhe von 57.925 Euro (35% der Gesamtkosten) 
aus dem Klimaschutzfonds des Kreises. Die erhöhte Förderquote entspricht der Quote, die ge-
mäß Richtlinie für Gemeinden mit einer eingeschränkt dauernden finanziellen Leistungsfähigkeit 
gilt. Die Einstufung wurde bei der Kommunalaufsicht überprüft. 
 
Die Umsetzung ist für das Jahr 2025 vorgesehen. Dieses hängt allerdings von der Bearbeitungszeit 
des Bundesfördergebers ab. 

 

2. Empfehlung zum Antrag der Gemeinde Osterrönfeld 

Bei der Maßnahme handelt es sich um eine investive Maßnahme, die dem Klimaschutz dient und 
zu einer nachhaltigen Verringerung der CO2eq-Emissionen führen wird. Das Vorhaben der Ge-
meinde erfüllt die in der Richtlinie geforderten Zuwendungsvoraussetzungen in vollem Umfang, 
soweit Fördermittel von mindestens 5% der Gesamtkosten durch den Drittmittelgeber bewilligt 
wird. Die Klimaschutzagentur gGmbH empfiehlt daher die Bewilligung der beantragten Summe 
unter dem Vorbehalt der Förderzusage durch den Bund. 
 
 
Uz. 
Sebastian Hetzel 

TOP 8.1



 Seite: 1/2 
 

 

Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds - 
Gemeinde Winnemark - Bau eines Sonnensegels für 

den Spielplatz 

VO/2024/315 
 
öffentlich 
 
FD 4.5 Infrastruktur 
 
 

Beschlussvorlage öffentlich 
 
Datum:  27.09.2024 
 
Ansprechpartner/in:  
 
Bearbeiter/in: Jörn Voß 

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

17.10.2024 Umwelt- und Bauausschuss (Entscheidung) Ö 
 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
 
 
Beschlussvorschlag 

1. Der Umwelt- und Bauausschuss beschließt, Mittel in Höhe von 3.808,00 Euro 
für die Gemeinde Winnemark zu gewähren. 

 
 

Sachverhalt 
Bei der Klimaschutzagentur ist der Antrag auf Förderung aus dem Klimaschutzfonds 
der Gemeinde Winnemark für den Bau eines Sonnensegels auf dem Spielplatz 
Winnemark am 29.08.2024eingegangen. 
 
Mit dem Projekt soll der gemeindliche Spielplatz am Victoria Gasthof in der 
Gemeinde Winnemark mit einem Sonnensegel ausgestattet werden. Die 
Gesamtkosten werden auf 4.760 Euro geschätzt.   
 
Der Zuwendungszweck entsprich dem Fördertatbestand 3.3.5 der Richtline des 
Kreises – Investive Maßnahmen der Klimaanpassung / Hitzeschutz. Die Gemeinde 
ist antragsberechtigt im Sinne der Richtlinie des Kreises. Insoweit beantragt die 
Gemeinde Mittel in Höhe von 3.808 Euro (80% der Gesamtkosten) aus dem 
Klimaschutzfonds des Kreises. 
Die Förderquote entspricht der Vorgabe aus der Richtlinie, ebenso wie die 
Mindestförderhöhe von 2.000 Euro. 
 
Die Umsetzung ist für das Jahr 2025 vorgesehen. 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
Die geplante Maßnahme der Gemeinde ist eine investive Maßnahme, die der 
Klimaanpassung und hier dem Schutz vor Hitze dient. Sie fällt insoweit unter die 
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Fördertagbestände der Förderrichtlinie. 
 

Finanzielle Auswirkungen 
Die Förderung des beantragten Zuschusses beträgt insgesamt 3.808,00 Euro und 
soll voraussichtlich im II. Quartal 2024 abgerufen werden. 
 
Soweit der Ausschuss die Förderung bewilligt, stellt sich die Mittelverfügbarkeit wie 
folgt dar: 
      

Haushalts
-jahr 

Mittel 
insgesamt 

bereits 
erfolgte 
Auszahlunge
n 

erwartete 
Auszahlungen 
aus vorherigen 
Förderzusage
n 

Aktueller 
Antrag Verfügbare Mittel 

2024 - 
Ansatz 

           
1.000.000,00 €  

               
206.723,60 €  

               
310.861,14 €  

                                                     
-   €  

                                   
482.415,26 €  

2024 - VE 
für 2025 

           
2.000.000,00 €  

                                
-   €  

           
1.652.267,48 €  

                                                     
3.808,00 €  

                                   
347.732,52 €  

2024 - VE 
für 2026 

           
1.170.000,00 €  

                                
-   €  

               
486.250,00 €  

                                                     
-   €  683.750,00 € 

 

Anlage/n: 

1 00_KSF_Antrag_Winnemark_gesamt 
 

2 240918_Vermerk_KSF_Winnemark_Sonnens 
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Projekttitel: Sonnensegel für den Spielplatz in Winnemark

Kostenplan 2025

a) förderfähige Kosten Gliederung der Kosten nach:

Anschaffung und montage des 
Sonnensegels 4.760,00 € Planung -  €               

Investitionen (baul.) 4.760,00 €      
Zwischensumme 4.760,00 € Baunebenkosten -  €               

Investitionen (außer baul.) -  €               
nicht investiv -  €               

b) nicht förderfähige Kosten 0,00 € Sachkosten -  €               
Sonstige -  €               

Zwischensumme 0,00 €

Gesamtkosten 4.760,00 €

Finanzierungsplan 2025

a) der förderfähigen Kosten

1.) Eigenleistung 952,00 €
2.) beantragte Zuwendung* 
(Förderquote = 80 %) 3.808,00 €         
Zwischensumme 4.760,00 €

b) der nichtförderfähigen Kosten
1.) Eigenleistung 0,00 €
Zwischensumme 0,00 €

Gesamtfinanzierung 4.760,00 €

Der Ausführungszeitraum ist abhängig vom Zeitpunkt der Bewilligung der Förderung. 
Zeitnah wird die Firma, welches das wirtschaftlichste Angebot abgab, beauftragt, 
sobald die Bewiliggung der Förderung vorhanden ist. Die Dauer des Aufbaus wird auf 
ca. einer Woche geschätzt.
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Technik- und Ökologiezentrum, Marienthaler Straße 17, 24340 Eckernförde 
 

 

 

18. September 2024 
 
Klimaschutzfonds 
Vermerk zum Antrag der Gemeinde Winnemark 
„Sonnensegel für den Spielplatz in Winnemark“ 
 
1. Sachverhalt 
Die Gemeinde Winnemark hat am 29.08.2024 einen Antrag auf Förderung aus dem Klimaschutz-
fonds des Kreises gestellt. Mit dem Projekt soll der gemeindliche Spielplatz am Victoria Gasthof 
in der Gemeinde Winnemark mit einem Sonnensegel ausgestattet werden. Die Gesamtkosten 
werden auf 4.760 Euro geschätzt. 
 
Der Zuwendungszweck entsprich dem Fördertatbestand 3.3.5 der Richtline des Kreises – Inves-
tive Maßnahmen der Klimaanpassung / Hitzeschutz. Die Gemeinde ist antragsberechtigt im Sinne 
der Richtlinie des Kreises. Insoweit beantragt die Gemeinde Mittel in Höhe von 3.808 Euro (80% 
der Gesamtkosten) aus dem Klimaschutzfonds des Kreises. Die Förderquote entspricht der Vor-
gabe aus der Richtlinie, ebenso wie die Mindestförderhöhe von 2.000 Euro. 
 
Die Umsetzung ist für das Jahr 2025 vorgesehen.  

 

2. Empfehlung zum Antrag der Gemeinde Winnemark 

Die geplante Maßnahme der Gemeinde ist eine investive Maßnahme, die der Klimaanpassung 
und hier dem Schutz vor Hitze dient. Sie fällt insoweit unter die Fördertagbestände der Förder-
richtlinie , weswegen die Klimaschutzagentur gGmbH die Bewilligung der beantragten Summe 
empfiehlt. 
 
 
Uz. 
Sebastian Hetzel 
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds - 
Gemeinde Achterwehr - Umrüstung Heizung in einem 

gemeindlichen Wohngebäude 

VO/2024/318 
 
öffentlich 
 
FD 4.5 Infrastruktur 
 
 

Beschlussvorlage öffentlich 
 
Datum:  27.09.2024 
 
Ansprechpartner/in:  
 
Bearbeiter/in: Jörn Voß 

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

17.10.2024 Umwelt- und Bauausschuss (Entscheidung) Ö 
 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
 
 
Beschlussvorschlag 

1. Der Umwelt- und Bauausschuss beschließt, Mittel in Höhe von 25.400,00 
Euro für die Gemeinde Achterwehr zu gewähren. 

 

Sachverhalt 
Bei der Klimaschutzagentur ist der Antrag auf Förderung aus dem Klimaschutzfonds 
der Gemeinde Achterwehr für den Einbau einer Wärmepumpe in einem 
Wohngebäude der Gemeinde Achterwehr am 17.08.2024 eingegangen. 
 
Die Gemeinde verfügt über ein Wohngebäude, welches derzeit über einer 
Gasheizung mit Wärme und Warmwasser versorgt wird. Mit dem Projekt soll diese 
Gasheizung durch eine Wärmepumpe ersetzt werden. Eine Einsparung CO2eq-
Emissionen pro Jahr realisiert wurde im Rahmen des Antragsverfahrens beim Bund 
nicht gesondert ermittelt. 
 
Für das Vorhaben sind Drittmittel im Rahmen der Bundesförderung für effiziente 
Gebäude – Heizungsförderung – Kommunen (Programm 422) beantragt worden. Die 
beantragte Höhe der Drittmittel entspricht 22.225 Euro bzw. 35% der Gesamtkosten. 
Somit sind im Falle einer Förderzusage durch den Bund die Voraussetzungen für 
eine Förderung aus dem Klimaschutzfonds gemäß Ziffer 6 der Förderrichtlinie erfüllt. 
Diese Förderungen ist noch nicht bewilligt.   
 
 
Die Gemeindeist antragsberechtigt im Sinne der Richtlinie des Kreises. Insoweit 
beantragt die Gemeinde Mittel in Höhe von 25.400 Euro (40% der Gesamtkosten) 
aus dem Klimaschutzfonds des Kreises. Die erhöhte Förderquote entspricht der 
Quote, die gemäß Richtlinie für Gemeinden mit einer gefährdet dauernden 
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finanziellen Leistungsfähigkeit gilt. Die Einstufung wurde bei der Kommunalaufsicht 
überprüft.  
 
Die Umsetzung ist noch in 2024 vorgesehen, da die vorhandene Gasheizung defekt 
ist. Ein vorzeitiger Maßnahmenbeginn wurde bei der Verwaltung beantragt. 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
Eine Einsparung CO2eq-Emissionen pro Jahr realisiert wurde im Rahmen des 
Antragsverfahrens beim Bund nicht gesondert ermittelt. 
 

Finanzielle Auswirkungen 
Die Förderung des beantragten Zuschusses beträgt insgesamt 25.40,000 Euro und 
soll voraussichtlich im II. Quartal 2025 abgerufen werden. 
 
Soweit der Ausschuss die Förderung bewilligt, stellt sich die Mittelverfügbarkeit wie 
folgt dar: 
 

Haushalts-
jahr 

Mittel 
insgesamt 

bereits 
erfolgte 

Auszahlungen 

erwartete 
Auszahlungen 
aus vorherigen 
Förderzusagen 

Aktueller 
Antrag 

Verfügbare 
Mittel 

2024 - 
Ansatz 

           
1.000.000,00 €  

               
206.723,60 €  

               
310.861,14 €  

                                     
-   €  

                    
482.415,26 €  

2024 - VE 
für 2025 

           
2.000.000,00 €  

                                
0,00 €  

           
1.656.075,48 €  

                      
25.400,00 €  

                    
343.924,52 €  

2024 - VE 
für 2026 

           
1.170.000,00 €  

                                
0,00 €  

               
486.250,00 €  

                                     
-   €  683.750,00 € 

 

Anlage/n: 

1 240918_Vermerk_KSF_Osterr_LED 
 

2 00-KSF-Antrag-Osterroenfeld-LED_gesamt 
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Technik- und Ökologiezentrum, Marienthaler Straße 17, 24340 Eckernförde 
 

 

 

18. September 2024 
 
Klimaschutzfonds 
Vermerk zum Antrag der Gemeinde Achterwehr 
„Einbau einer Wärmepumpe in ein Wohngebäude der Gemeinde“ 
 
1. Sachverhalt 
Die Gemeinde Achterwehr hat am 17.09.2024 einen Antrag auf Förderung aus dem Klimaschutz-
fonds des Kreises gestellt. Die Gemeinde verfügt über ein Wohngebäude, welches derzeit über 
einer Gasheizung mit Wärme und Warmwasser versorgt wird. Mit dem Projekt soll diese Gashei-
zung durch eine Wärmepumpe ersetzt werden. Eine Einsparung CO2eq-Emissionen pro Jahr reali-
siert wurde im Rahmen des Antragsverfahrens beim Bund nicht gesondert ermittelt. 
 
Die Gesamtkosten der Umrüstung liegen bei rd. 63.500 Euro. Diese Kostenschätzung beruht auf 
einem Richtpreisangebot. 
 
Für das Vorhaben sind Drittmittel im Rahmen der Bundesförderung für effiziente Gebäude – Hei-
zungsförderung – Kommunen (Programm 422) beantragt worden. Die beantragte Höhe der Dritt-
mittel entspricht 22.225 Euro bzw. 35% der Gesamtkosten. Somit sind im Falle einer Förderzu-
sage durch den Bund die Voraussetzungen für eine Förderung aus dem Klimaschutzfonds gemäß 
Ziffer 6 der Förderrichtlinie erfüllt. Diese Förderungen ist noch nicht bewilligt.  
 
Die Gemeindeist antragsberechtigt im Sinne der Richtlinie des Kreises. Insoweit beantragt die 
Gemeinde Mittel in Höhe von 25.400 Euro (40% der Gesamtkosten) aus dem Klimaschutzfonds 
des Kreises. Die erhöhte Förderquote entspricht der Quote, die gemäß Richtlinie für Gemeinden 
mit einer gefährdet dauernden finanziellen Leistungsfähigkeit gilt. Die Einstufung wurde bei der 
Kommunalaufsicht überprüft. 
 
Die Umsetzung ist noch in 2024 vorgesehen, da die vorhandene Gasheizung defekt ist. Ein vor-
zeitiger Maßnahmenbeginn wurde bei der Verwaltung beantragt. 

 

2. Empfehlung zum Antrag der Gemeinde Achterwehr 

Bei der Maßnahme handelt es sich um eine investive Maßnahme, die dem Klimaschutz dient und 
zu einer nachhaltigen Verringerung der CO2eq-Emissionen führen wird. Das Vorhaben der Ge-
meinde erfüllt die in der Richtlinie geforderten Zuwendungsvoraussetzungen in vollem Umfang, 
soweit Fördermittel von mindestens 5% der Gesamtkosten durch den Drittmittelgeber bewilligt 
wird. Die Klimaschutzagentur gGmbH empfiehlt daher die Bewilligung der beantragten Summe 
unter dem Vorbehalt der Förderzusage durch den Bund. 
 
 
Uz. 
Sebastian Hetzel 
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds - 
Gemeinde Barkelsby - Bau eines Sonnensegels 

VO/2024/319 
 
öffentlich 
 
FD 4.5 Infrastruktur 
 
 

Beschlussvorlage öffentlich 
 
Datum:  27.09.2024 
 
Ansprechpartner/in:  
 
Bearbeiter/in: Jörn Voß 

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

17.10.2024 Umwelt- und Bauausschuss (Entscheidung) Ö 
 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
 
 
Beschlussvorschlag 

1. Der Umwelt- und Bauausschuss beschließt, Mittel in Höhe von 5.199,58 Euro 
für die Gemeinde Barkelsby zu gewähren. 

 
 

Sachverhalt 
Bei der Klimaschutzagentur ist der Antrag auf Förderung aus dem Klimaschutzfonds 
der Gemeinde Barkelsby für den Bau eines Sonnensegels für den Spielplatz in 
Barkelsby am 12.09.2024 eingegangen. 
 
Mit dem Projekt soll der gemeindliche Spielplatz der Schule in der Gemeinde 
Barkelsby mit einem Sonnensegel ausgestattet werden. Die Gesamtkosten betragen  
6.499,48 Euro.  
 
Der Zuwendungszweck entsprich dem Fördertatbestand 3.3.5 der Richtline des 
Kreises – Investive Maßnahmen der Klimaanpassung / Hitzeschutz. Die Gemeinde 
ist antragsberechtigt im Sinne der Richtlinie des Kreises. Insoweit beantragt die 
Gemeinde Mittel in Höhe von 5.199,58 Euro (80% der Gesamtkosten) aus dem 
Klimaschutzfonds des Kreises. Die Förderquote entspricht der Vorgabe aus der 
Richtlinie, ebenso wie die Mindestförderhöhe von 2.000 Euro. 
 
Die Umsetzung ist für das Jahr 2025 vorgesehen. 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
Die geplante Maßnahme der Gemeinde ist eine investive Maßnahme, die der 
Klimaanpassung und hier dem Schutz vor Hitze dient. Sie fällt insoweit unter die 
Fördertagbestände der Förderrichtlinie. 
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Finanzielle Auswirkungen 
Die Förderung des beantragten Zuschusses beträgt insgesamt 5.199,58 Euro und 
soll voraussichtlich im II. Quartal 2025 abgerufen werden. 
  
Soweit der Ausschuss die Förderung bewilligt, stellt sich die Mittelverfügbarkeit wie 
folgt dar: 
 
 

Haushalts
-jahr 

 
Mittel 

insgesamt 

bereits 
erfolgte 

Auszahlunge
n 

erwartete 
Auszahlungen 
aus vorherigen 
Förderzusagen 

Aktueller 
Antrag 

Verfügbare 
Mittel 

2024 - 
Ansatz 

            
1.000.000,00 €  

               
206.723,60 €  

               
310.861,14 €  

                                     
-   €  

                    
482.415,26 €  

2024 - VE 
für 2025 

            
2.000.000,00 €  

                                
0,00 €  

           
1.681.475,48 €  

                      
5.199,58 €  

                    
318.524,52 €  

2024 - VE 
für 2026 

            
1.170.000,00 €  

                                
0,00 €  

               
486.250,00 €  

                                     
-   €  683.750,00 € 

 
 
 

Anlage/n: 

1 Förderantrag Sonnensegel Schule Barkelsby gesamt 
 

2 240920_Vermerk_KSF_Barkelsby_Sonnens 
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Projekttitel: Sonnensegel für den Spielplatz in Barkelsby

Kostenplan 2025

a) förderfähige Kosten Gliederung der Kosten nach:

Anschaffung und montage des 
Sonnensegels 6.499,48 € Planung -  €               

Investitionen (baul.) 6.499,48 €
Zwischensumme 6.499,48 € Baunebenkosten -  €               

Investitionen (außer baul.) -  €               
nicht investiv -  €               

b) nicht förderfähige Kosten 0,00 € Sachkosten -  €               
Sonstige -  €               

Zwischensumme 0,00 €

Gesamtkosten 6.499,48 €

Finanzierungsplan 2025

a) der förderfähigen Kosten

1.) Eigenleistung 1.299,90 €
2.) beantragte Zuwendung* 
(Förderquote = 80 %) 5.199,58 €         
Zwischensumme 6.499,48 €

b) der nichtförderfähigen Kosten
1.) Eigenleistung 0,00 €
Zwischensumme 0,00 €

Gesamtfinanzierung 6.499,48 €

Der Ausführungszeitraum ist abhängig vom Zeitpunkt der Bewilligung der Förderung. 
Zeitnah wird die Firma, welches das wirtschaftlichste Angebot abgab, beauftragt, 
sobald die Bewiliggung der Förderung vorhanden ist. Die Dauer des Aufbaus wird auf 
ca. einer Woche geschätzt.
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Technik- und Ökologiezentrum, Marienthaler Straße 17, 24340 Eckernförde 
 

 

 

20. September 2024 
 
Klimaschutzfonds 
Vermerk zum Antrag der Gemeinde Barkelsby 
„Sonnensegel für den Spielplatz in Barkelsby“ 
 
1. Sachverhalt 
Die Gemeinde Barkelsby hat am 12.09.2024 einen Antrag auf Förderung aus dem Klimaschutz-
fonds des Kreises gestellt. Mit dem Projekt soll der gemeindliche Spielplatz der Schule in der Ge-
meinde Barkelsby mit einem Sonnensegel ausgestattet werden. Die Gesamtkosten betragen 
6.499,48 Euro. 
 
Der Zuwendungszweck entsprich dem Fördertatbestand 3.3.5 der Richtline des Kreises – Inves-
tive Maßnahmen der Klimaanpassung / Hitzeschutz. Die Gemeinde ist antragsberechtigt im Sinne 
der Richtlinie des Kreises. Insoweit beantragt die Gemeinde Mittel in Höhe von 5.199,58 Euro 
(80% der Gesamtkosten) aus dem Klimaschutzfonds des Kreises. Die Förderquote entspricht der 
Vorgabe aus der Richtlinie, ebenso wie die Mindestförderhöhe von 2.000 Euro. 
 
Die Umsetzung ist für das Jahr 2025 vorgesehen.  

 

2. Empfehlung zum Antrag der Gemeinde Barkelsby 

Die geplante Maßnahme der Gemeinde ist eine investive Maßnahme, die der Klimaanpassung 
und hier dem Schutz vor Hitze dient. Sie fällt insoweit unter die Fördertagbestände der Förder-
richtlinie , weswegen die Klimaschutzagentur gGmbH die Bewilligung der beantragten Summe 
empfiehlt. 
 
 
Uz. 
Sebastian Hetzel 
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds - 
SV Merkur Hademarschen - Umrüstung auf LED-

Flutlichtanlage 

VO/2024/321 
 
öffentlich 
 
FD 4.5 Infrastruktur 
 
 

Beschlussvorlage öffentlich 
 
Datum:  30.09.2024 
 
Ansprechpartner/in:  
 
Bearbeiter/in: Jörn Voß 

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

17.10.2024 Umwelt- und Bauausschuss (Entscheidung) Ö 
 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
 
 
Beschlussvorschlag 

1. Der Umwelt- und Bauausschuss beschließt, Mittel in Höhe von 5.033,89 Euro 
für den SV Merkur Hademarschen zu gewähren. 
 

 

Sachverhalt 
Bei der Klimaschutzagentur ist am 24.09.2024 der Antrag auf Förderung aus dem 
Klimaschutzfonds des Sportvereins Merkur Hademarschen für die Umrüstung der 
Flutlichtanlage auf LED eingegangen. 
 
Bei dem Projekt handelt es sich um die Umrüstung der Sportplatzbeleuchtung auf 
LED-Beleuchtungsmittel. Die Anlage mit 6 Masten wird derzeit mit 8 konventionellen 
Lichtflutern mit je 2.000 W zzgl. 8 Vorschaltgeräten zu je 225 W betrieben. An ihrer 
Stelle sollen 8 Flutlichter mit dimmbarer LED-Technik zu je 1.505 W zum Einsatz 
kommen. Mit der neu eingesetzten Technik kann laut Berechnung durch den 
Fachplaner eine Energieeinsparung von bis zu 1,9 t CO2eq-Emissionen pro Jahr 
realisiert werden, was ungefähr einer Einsparung von 50% entspricht.  
 
Die Gesamtkosten der Umrüstung liegen bei rd. 25.170 Euro. Diese 
Kostenschätzung beruht auf einem Richtpreisangebot durch einen Fachbetrieb. 
Diese Kostenkalkulation liegt der Klimaschutzagentur vor, wird jedoch aus Gründen 
der Vertraulichkeit nicht für die öffentliche Beratung im Ausschuss weitergeleitet.   
 
Für das Vorhaben sind für die Finanzierung durch Drittmittel beim 
Landessportverband Fördermittel in Höhe von rd. 5.034 Euro beantragt worden (20 
% der Gesamtkosten). Rd. 10.068 Euro  
sollen aus der Sportstättenförderung des Kreises (rd. 40%) kommen. Die 
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Drittmittelförderung läge damit über den notwendigen 5%, was Voraussetzung für 
eine Förderung aus dem Klimaschutzfonds gemäß Ziffer 6 der Förderrichtlinie ist. 
Der Sportverein ist antragsberechtigt im Sinne der Richtlinie des Kreises. Insoweit 
beantragt der Sportverein Mittel in Höhe von 5.033,89 Euro (20% der Gesamtkosten) 
aus dem Klimaschutzfonds des Kreises. Es verbleibt ein Eigenanteil von  
20%.  
 
Ein vorzeitiger Maßnahmenbeginn wurde ebenfalls beantragt. 
 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
Mit der Förderung von investiven Klimaschutzmaßnahmen wird ein Beitrag zur 
Reduktion von Treibhausgasen geleistet. 
  
Mit der neu eingesetzten Technik kann laut Berechnung durch den Fachplaner eine 
Energieeinsparung von bis zu 1,9 t CO2eq-Emissionen pro Jahr realisiert werden. 
 
 

Finanzielle Auswirkungen 
Die Förderung des beantragten Zuschusses beträgt insgesamt 5.033,89 Euro und 
soll voraussichtlich im I. Quartal 2025 abgerufen werden. 
  
Soweit der Ausschuss die Förderung bewilligt, stellt sich die Mittelverfügbarkeit wie 
folgt dar: 
 
 

Haushalts
-jahr 

 
Mittel 

insgesamt 

bereits 
erfolgte 

Auszahlunge
n 

erwartete 
Auszahlungen 
aus vorherigen 
Förderzusagen 

Aktueller 
Antrag 

Verfügbare 
Mittel 

2024 - 
Ansatz 

            
1.000.000,00 €  

               
206.723,60 €  

               
310.861,14 €  

                                     
-   €  

                    
482.415,26 €  

2024 - VE 
für 2025 

            
2.000.000,00 €  

                                
0,00 €  

           
1.686.675,06 €  

                      
5.033,89 €  

                    
313.324,94 €  

2024 - VE 
für 2026 

            
1.170.000,00 €  

                                
0,00 €  

               
486.250,00 €  

                                     
-   €  683.750,00 € 

 
 
 

Anlage/n: 

1 KSF Antrag SV Hademarschen 
 

2 240924_KSF_SV_Hademarschen_LED 
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Projektbeschreibung: Umstellung der Flutlichtanlage auf LED-Technik am 
Sportplatz auf den Hademarscher Bergen 

 

Projektziel: 

Die Umstellung der bestehenden Flutlichtanlage auf LED-Technik am Sportplatz auf den 
Hademarscher Bergen zielt darauf ab, die Energieeffizienz zu steigern, die Lichtqualität 
zu verbessern und die Betriebskosten langfristig zu senken. Dies kommt allen Nutzern 
des Sportplatzes zugute, insbesondere den Fußballmannschaften aller Jahrgänge. 

Hintergrund: 

Die derzeitige Flutlichtanlage ist veraltet und verursacht hohe Energiekosten. Zudem ist 
die Lichtverteilung ungleichmäßig, was die Spielbedingungen beeinträchtigt. Die 
Umstellung auf moderne LED-Technik verspricht nicht nur eine bessere Ausleuchtung, 
sondern auch eine Reduzierung des CO2-Ausstoßes. 

 
Maßnahmen: 

• Planung: Erhebung der aktuellen Lichtverhältnisse. 
• Auswahl der LED-Technik: Auswahl geeigneter LED-Leuchten, die den 

Anforderungen des Fußballsports entsprechen. 
• Installation: Fachgerechte Demontage der alten Flutlichtanlage und Installation 

der neuen LED-Leuchten. 

 
Erwartete Ergebnisse: 

• Verbesserte Lichtverhältnisse für Spieler und Zuschauer. 
• Reduzierung des Energieverbrauchs um bis zu 50%. 
• Senkung der Betriebskosten durch geringeren Wartungsaufwand und längere 

Lebensdauer der LED-Leuchten. 
• Beitrag zum Umweltschutz durch geringeren CO2-Ausstoß. 
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Finanzierungsplan

Projektkosten:

Betrag Status
LSV 5.033,89 €     beantragt
KSV 10.067,78 €   beantragt
Klimschutzfond 5.033,89 €     beantragt

Eigenmittel 5.033,89 €     vorhanden

Summe 25.169,45 €   
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Technik- und Ökologiezentrum, Marienthaler Straße 17, 24340 Eckernförde 
 

 

24. September 2024 
Klimaschutzfonds 
Vermerk zum Antrag des SV Merkur Hademarschen von 1913 e.V. 
„Umrüstung auf LED Flutlichtanlage“ 
 
1. Sachverhalt 
Der SV Merkur Hademarschen von 1913 e.V. hat am 24.09.2024 einen Antrag auf Förderung aus 
dem Klimaschutzfonds des Kreises gestellt Bei dem Projekt handelt es sich um die Umrüstung der 
Sportplatzbeleuchtung auf LED-Beleuchtungsmittel. Die Anlage mit 6 Masten wird derzeit mit 8 
konventionellen Lichtflutern mit je 2.000 W zzgl. 8 Vorschaltgeräten zu je 225 W betrieben. An 
ihrer Stelle sollen 8 Flutlichter mit dimmbarer LED-Technik zu je 1.505 W zum Einsatz kommen. 
Mit der neu eingesetzten Technik kann laut Berechnung durch den Fachplaner eine Energieein-
sparung von bis zu 1,9 t CO2eq-Emissionen pro Jahr realisiert werden, was ungefähr einer Einspa-
rung von 50% entspricht. 
 
Die Gesamtkosten der Umrüstung liegen bei rd. 25.170 Euro. Diese Kostenschätzung beruht auf 
einem Richtpreisangebot durch einen Fachbetrieb. Diese Kostenkalkulation liegt der Klima-
schutzagentur vor, wird jedoch aus Gründen der Vertraulichkeit nicht für die öffentliche Beratung 
im Ausschuss weitergeleitet.  
 
Für das Vorhaben sind für die Finanzierung durch Drittmittel beim Landessportverband Förder-
mittel in Höhe von rd. 5.034 Euro beantragt worden (20 % der Gesamtkosten). Rd. 10.068 Euro 
sollen aus der Sportstättenförderung des Kreises (rd. 40%) kommen. Die Drittmittelförderung 
läge damit über den notwendigen 5%, was Voraussetzung für eine Förderung aus dem Klima-
schutzfonds gemäß Ziffer 6 der Förderrichtlinie ist. Der Sportverein ist antragsberechtigt im Sinne 
der Richtlinie des Kreises. Insoweit beantragt der Sportverein Mittel in Höhe von 5.033,89 Euro 
(20% der Gesamtkosten) aus dem Klimaschutzfonds des Kreises. Es verbleibt ein Eigenanteil von 
20%.  
 
Ein vorzeitiger Maßnahmenbeginn wurde ebenfalls beantragt. 

2. Empfehlung zum Antrag des SV Merkur Hademarschen von 1913 e.V. 

Bei der Maßnahme handelt es sich um eine investive Maßnahme, die dem Klimaschutz dient und 
zu einer nachhaltigen Verringerung der CO2eq-Emissionen führen wird. Das Vorhaben des Sport-
vereins erfüllt die in der Richtlinie geforderten Zuwendungsvoraussetzungen in vollem Umfang, 
v.a. soweit Fördermittel von mindestens 5% der Gesamtkosten durch den Landessportverband 
und aus der Sportstättenförderung bewilligt werden. Die Klimaschutzagentur gGmbH empfiehlt 
daher die Bewilligung von 20% der Gesamtkosten, also 5.033,89 Euro. 

Die Klimaschutzagentur empfiehlt der Verwaltung zudem, dem vorzeitigen Maßnahmenbeginn 
zuzustimmen. 
 
Uz. 
Sebastian Hetzel 
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds -  
Gemeinde Osdorf - Austausch von Fenster und Türen 

in der Kita Pusteblume 

VO/2024/322 
 
öffentlich 
 
FD 4.5 Infrastruktur 
 
 

Beschlussvorlage öffentlich 
 
Datum:  30.09.2024 
 
Ansprechpartner/in:  
 
Bearbeiter/in: Jörn Voß 

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

17.10.2024 Umwelt- und Bauausschuss (Entscheidung) Ö 
 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
 
 
Beschlussvorschlag 

1. Der Umwelt- und Bauausschuss beschließt, Mittel in Höhe von 18.000,00 
Euro für die Gemeinde Osdorf zu gewähren. 

 
 

Sachverhalt 
Bei der Klimaschutzagentur ist am 23.09.2024 der Antrag auf Förderung aus dem 
Klimaschutzfonds der Gemeinde Osdorf zum Tausch der Fenster und Türen in der 
Kita Pusteblume eingegangen. 
 
Im Rahmen eines geförderten Quartierskonzeptes wurden verschiedene  
Maßnahmen identifiziert, die einen Beitrag zum Klimaschutz leisten sollten. Dabei 
wurden auch die kommunalen Liegenschaften betrachtet. Dabei wurde festgestellt, 
dass die Tür und die Fenster in der Kita Pusteblume in einem katastrophalen 
energetischen Zustand seien und dringend ausgetauscht werden sollten. Eine 
Einsparung CO2eq-Emissionen pro Jahr realisiert wurde mit rund 800 bis 1.000 kg 
p.a. ermittelt.  
 
Die Gesamtkosten des Tauschs von Tür und Fenstern liegt bei rd. 45.000 Euro. 
Diese Kosten sind auch bereits beim Drittmittelgeber (Bund/KfW) als anrechenbare 
Kosten anerkannt. Es wurden insgesamt 6.750 Euro bzw. 15% dieser Gesamtkosten 
im Rahmen der Bundesförderung für effiziente Gebäude – Einzelmaßnahmen – 
bewilligt. Somit sind die Voraussetzungen für eine Förderung aus dem 
Klimaschutzfonds gemäß Ziffer 6 der Förderrichtlinie erfüllt. 
 
Die Gemeindeist antragsberechtigt im Sinne der Richtlinie des Kreises. Insoweit 
beantragt die Gemeinde Mittel in Höhe von 18.000 Euro (40% der Gesamtkosten) 
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aus dem Klimaschutzfonds des Kreises. Die erhöhte Förderquote entspricht der 
Quote, die gemäß Richtlinie für Gemeinden mit einer gefährdet dauernden 
finanziellen Leistungsfähigkeit gilt. Die Einstufung wurde bei der  
Kommunalaufsicht überprüft.  
 
Die Umsetzung ist noch in 2024 vorgesehen. Ein vorzeitiger Maßnahmenbeginn 
wurde bei der Verwaltung beantragt. 
 
 
 
 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
Mit der Förderung von investiven Klimaschutzmaßnahmen wird ein Beitrag zur 
Reduktion von Treibhausgasen geleistet. 
  
Mit der neu eingesetzten Technik kann laut Berechnung eine Sparung von rund 800 
bis 1.000 kg CO2eq-Emissionen pro Jahr realisiert werden. 
 

Finanzielle Auswirkungen 
Die Förderung des beantragten Zuschusses beträgt insgesamt 18.000,000 Euro und 
soll voraussichtlich im I. Quartal 2025 abgerufen werden. 
 
Soweit der Ausschuss die Förderung bewilligt, stellt sich die Mittelverfügbarkeit wie 
folgt dar: 
 
 

Haushalts
-jahr 

 
Mittel 

insgesamt 

bereits 
erfolgte 

Auszahlunge
n 

erwartete 
Auszahlungen 
aus vorherigen 
Förderzusagen 

Aktueller 
Antrag 

Verfügbare 
Mittel 

2024 - 
Ansatz 

            
1.000.000,00 €  

               
206.723,60 €  

               
310.861,14 €  

                                     
-   €  

                    
482.415,26 €  

2024 - VE 
für 2025 

            
2.000.000,00 €  

                                
0,00 €  

           
1.691.708,95 €  

                      
18.000,00 €  

                    
308.291,05 €  

2024 - VE 
für 2026 

            
1.170.000,00 €  

                                
0,00 €  

               
486.250,00 €  

                                     
-   €  683.750,00 € 

 
 

Anlage/n: 

1 klimaschutzfonds_Antrag_Fenstertausch Kita Pusteblume 2024 - gesamt 
 

2 240925_Vermerk_KSF_Osdorf 
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Antrag auf Förderung  

Gemäß der Richtlinie des Kreises Rendsburg-Eckernförde über die Gewährung von Zu-

wendungen zur Förderung von investiven Maßnahmen im Klimaschutz. 

1. Projekttitel: Fenster- / Türen-Austausch in der KiTa „Pusteblume“  

 

2. Antragsteller: 

Kommune / Einrichtung Gemeinde Osdorf 

Adresse: 
c/o Amt Dänischer Wohld                                
Karl-Kolbe-Platz 1                                    
24214 Gettorf 

Ansprechpartner (Fachbereich, 
Abteilung): 

Michael Voelkel / Sanierungsmanagement 
der Gemeinde Osdorf 

 

3. Projektlaufzeit:  

September / Oktober 2024 bei zeitnaher Beauftragung 

 

4. Projektkosten: 

Gesamtkosten: 45.000 Euro 

Drittmittel:   6.750 Euro (BEG Einzelmaßnahmen) 

Beantragte Fördersumme: 18.000 Euro 

 

4.1. Antrag auf erhöhte Förderquote (optional): 

 

Als kreisangehörige Gemeinde beantragt ich eine erhöhte Förderquote gemäß  

§ 3 der Richtlinie. Unsere Gemeinde verfügt über eine 

 

• eingeschränkte dauernde Leistungsfähigkeit ☐ 

• gefährdete dauernde Leistungsfähigkeit  ☒ 

• weggefallene dauernde Leistungsfähigkeit  ☐ 

 

5. Projektbeschreibung: 

5.1. Kurzbeschreibung  

(detaillierte Beschreibung ist als Anlage beizufügen): 

Hinsichtlich der Gemeindeliegenschaften wurden im Quartierskonzept 
verschiedene Maßnahmen festgelegt, die in Summe eine signifikante 
Auswirkung auf den örtlichen CO2-Ausstoß haben sollen. Hierzu gehört 
insbesondere der Austausch alter, energetisch katastrophaler Fenster 
und Türen in der KiTa „Pusteblume“. Diese sollen durch Fenster mit ho-
hen Wärmedämmeigenschaften ersetzt werden. 

5.2. Projektziele: 

Reduktion CO2-Austoß, Redukltion Energiebedarf, Verbesserung Raum-
klima 
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Anlagen 

 

1. Projektbeschreibung mit Skizzen 

 

2. Kosten- und Finanzierungsplan 

 

3. Zeitplan / Arbeitsplan 

 

4. Zuwendungsbewilligung der BAFA  

nach der Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG) – Einzelmaßnahme (BEG EM) 
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Gemeinde Osdorf  

Der Bürgermeister: Helge Kohrt 

c/O Amt Dänischer Wohld 

Karl-Kolbe-Platz 1 

24214 Gettorf 

 

Antrag auf Förderung einer energetischen Sanierungsmaßnahme 

Gemäß der Richtlinie des Kreises Rendsburg-Eckernförde über die Gewährung von Zuwendungen zur 

Förderung von investiven Maßnahmen im Klimaschutz 

Antragsteller: Gemeinde Osdorf 

Projekttitel: „Fenstertausch in der KiTa Pusteblume zur Einsparung von Heizkosten und Reduzierung  

                        der CO2-Emissionen“ 

Anlage: Detaillierte Beschreibung 

Die Gemeinde Osdorf ist seit mehreren Jahren in Richtung Klimaschutz aktiv.  

Dazu gehören unter anderem 

• Bestrebungen, ein regenerativ betriebenes Wärmenetz umzusetzen 

• Sanierungsmaßnahmen für Gemeindeliegenschaften 

• Initiale, energetische Sanierungsberatung der Immobilienbesitzerinnen und - Besitzer 

• Maßnahmen zur regenerativen Stromerzeugung 

• Maßnahmen zur Verbesserung der Mobilität. 

Zur Umsetzung verschiedener Maßnahmen betreibt die Gemeinde seit 2023 ein 

Sanierungsmanagement, welches beratend und unterstützend agiert. Hierzu wurde eigens auch die 

Stelle eines ortsansässigen Sanierungsmanagers eingerichtet, der vor Ort beratend, unterstützend 

und koordinierend auch im Bereich Öffentlichkeitsarbeit für die Gemeinde tätig ist. 

Hinsichtlich der Gemeindeliegenschaften sind vom Sanierungsmanagement (Firma EcoWert360° 

GmbH) verschiedene Maßnahmen eruiert worden, die in Summe eine signifikante Auswirkung auf 

den örtlichen CO2-Ausstoß haben. Hierzu gehört insbesondere der Austausch alter, energetisch 

katastrophaler Fenster und Türen in der KiTa „Pusteblume“. Diese sollen durch Fenster mit hohen 

Wärmedämmeigenschaften ersetzt werden. Ein entsprechender Förderantrag im Rahmen des BEG 

EM wurde bereits positiv vom BAFA beschieden. Die voraussichtliche Einsparung an CO2 wird laut 

Berechnung des Sanierungsmanagements jährlich bei ca. 800 – 1000 kg liegen. 

Wir sind sicher, dass diese Maßnahme nicht nur im Sinne des Klimaschutzes, sondern auch für das 

Wohlbefinden unserer Kinder durch die Vermeidung von Zugluft in der KiTa von Bedeutung ist. 

Wir freuen uns, wenn Sie die Förderung dieses Projektes positiv entscheiden. 

Mit freundlichem Gruß 

 

Michael Voelkel 

Sanierungsmanagement der Gemeinde Osdorf 

E-Mail: Energiewende@osdorf.de 

Tel. +49/15225121947 
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Einige Bilder zur Darstellung der Situation: 

  

Grundriss KiTa „Pusteblume“ 

 

Fensterelemente sind veraltet und insbesondere im Bodenbereich gar nicht Isoliert (dünne Holzwand) 
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Der Eingangsbereich fällt insbesondere innen durch erhebliche Zugluft auf. 

 

 

Türen sind kaum isolierend und entsprechen z. T. auch nicht mehr heutigen Sicherheitsrichtlinien. 
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Kosten und Finanzierungsplan Gemeinde Osdorf

für die Sanierungsmaßnahme 

"Fenstertausch in der KiTa Pusteblume zur Einsparung von Heizkosten und Reduzierung der CO2-Emissionen"

Kosten:

Pos. 1 Ausbau der alten Fenster und Türen förderfähige Kosten maximal (netto) 45.000,00 €

und Montage förderfähiger, 

energetisch wirksamer neuer Elemente

Zwischensumme 45.000,00 €

Pos. 2 dito nicht förderfähige Kosten maximal (netto) 0,00 €

Zwischensumme 0,00 €

Gesamtkosten (maximal) 45.000,00 €

Finanzierungsplan:

Pos. 1 förderfähige Kosten (brutto) Gesamt 2024

1.1 Eigenanteil 20.250,00 € 20.250,00 €     

1.2 Beantragte Zuwendung Förderquote 40% 18.000,00 € 18.000,00 €     

1.3 Drittmittel - BAFA-Förderung (maximal) Förderquote 15% 6.750,00 €   6.750,00 €        

 

 Zwischensumme 45.000,00 € 45.000,00 €     

 

Pos.2 nicht förderfähige Kosten (brutto)

2.1 Eigenanteil 0,00 € 0,00 €

2.2 Beantragte Zuwendung Förderquote 40% 0,00 € 0,00 €

2.3 Drittmittel - BAFA-Förderung (maximal) Förderquote 15% 0,00 € 0,00 €

 

Zwischensumme 0,00 € 0,00 €

Gesamtfinanzierung (brutto) 45.000,00 € 45.000,00 €     

Anmerkung: Das Sanierungsmanagement geht davon aus, dass die o. a. Kosten etwas unterschritten werden, wenn  

der Maßnahmebeginn frühzeitig im Oktober erfolgen kann .

TOP 8.6



Zeitplan für die Sanierungsmaßnahme 

"Fenstertausch in der KiTa Pusteblume zur Einsparung von Heizkosten und Reduzierung der CO2-Emissionen"

Aufgabe zeitliche Planung

vorzeitiger Maßnahmenbeginn bewilligt September / Oktober 2024

Auftragserteilung Oktober 2024

Projektstart Oktober 2024

Beschaffung und Umsetzung Oktober / November 2024
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Technik- und Ökologiezentrum, Marienthaler Straße 17, 24340 Eckernförde 
 

 

 

25. September 2024 
 
Klimaschutzfonds 
Vermerk zum Antrag der Gemeinde Osdorf 
„Türen- und Fenstertausch in der Kita Pusteblume“ 
 
1. Sachverhalt 
Die Gemeinde Osdorf hat am 23.09.2024 einen Antrag auf Förderung aus dem Klimaschutzfonds 
des Kreises gestellt. Im Rahmen eines geförderten Quartierskonzeptes wurden verschiedene 
Maßnahmen identifiziert, die einen Beitrag zum Klimaschutz leisten sollten,. Dabei wurden auch 
die kommunalen Liegenschaften betrachtet. Dabei wurde festgestellt, dass die Tür und die Fens-
ter in der Kita Pusteblume in einem katastrophalen energetischen Zustand seien und dringend 
ausgetauscht werden sollten. Eine Einsparung CO2eq-Emissionen pro Jahr realisiert wurde mit rund 
800 bis 1.000 kg p.a. ermittelt. 
 
Die Gesamtkosten des Tauschs von Tür und Fenstern liegt bei rd. 45.000 Euro. Diese Kosten sind 
auch bereits beim Drittmittelgeber (Bund/KfW) als anrechenbare Kosten anerkannt. Es wurden 
insgesamt 6.750 Euro bzw. 15% dieser Gesamtkosten im Rahmen der Bundesförderung für effi-
ziente Gebäude – Einzelmaßnahmen – bewilligt. Somit sind die Voraussetzungen für eine Förde-
rung aus dem Klimaschutzfonds gemäß Ziffer 6 der Förderrichtlinie erfüllt.  
 
Die Gemeindeist antragsberechtigt im Sinne der Richtlinie des Kreises. Insoweit beantragt die 
Gemeinde Mittel in Höhe von 18.000 Euro (40% der Gesamtkosten) aus dem Klimaschutzfonds 
des Kreises. Die erhöhte Förderquote entspricht der Quote, die gemäß Richtlinie für Gemeinden 
mit einer gefährdet dauernden finanziellen Leistungsfähigkeit gilt. Die Einstufung wurde bei der 
Kommunalaufsicht überprüft. 
 
Die Umsetzung ist noch in 2024 vorgesehen. Ein vorzeitiger Maßnahmenbeginn wurde bei der 
Verwaltung beantragt. 

 

2. Empfehlung zum Antrag der Gemeinde Osdorf 

Bei der Maßnahme handelt es sich um eine investive Maßnahme, die dem Klimaschutz dient und 
zu einer nachhaltigen Verringerung der CO2eq-Emissionen führen wird. Das Vorhaben der Ge-
meinde erfüllt die in der Richtlinie geforderten Zuwendungsvoraussetzungen in vollem Umfang. 
Die Klimaschutzagentur gGmbH empfiehlt daher die Bewilligung der beantragten Summe. 
 
 
Uz. 
Sebastian Hetzel 
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 
 
 

Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds - 
Gemeinde Timmaspe - Energetische Sanierung der 

Sporthalle 

VO/2024/327 
 
öffentlich 
 
FD 5.1 Infrasstruktur 
 
 

Beschlussvorlage öffentlich 
 
Datum:  01.10.2024 
 
Ansprechpartner/in:  
 
Bearbeiter/in: Jörn Voß 

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

17.10.2024 Umwelt- und Bauausschuss (Beratung) Ö 

18.11.2024 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde 
(Entscheidung) Ö 

 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
 
 
Beschlussvorschlag 

1.  Der Umwelt- und Bauausschuss empfiehlt dem Kreistag, Mittel in Höhe von 
250.000,00 Euro für die Gemeinde Timmaspe zu gewähren. 

2. Der Kreistag beschließt, Mittel in Höhe von 250.000,00 Euro für die Gemeinde 
Timmaspe zu gewähren. 

 
 
 

Sachverhalt 
Bei der Klimaschutzagentur ist am 30.09.2024 der Antrag auf Förderung aus dem 
Klimaschutzfonds der Gemeinde Timmaspe zur Energetischen Sanierung der 
Sporthalle eingegangen. 
 
Bei dem Projekt handelt es sich um die energetische Sanierung der Sporthalle. Die 
Sporthalle der Gemeinde Timmaspe ist knapp 30 Jahre alt und verfügt über 
schlechte energetische Werte. Deswegen wurde in einem Quartierskonzept nach 
KfW 432 aus dem Jahr 2021 bereits empfohlen, insbesondere das Dach und die 
Heizungsanlage der Sporthalle energetisch zu sanieren. Um den Energieverbrauch 
und damit die Emissionen der Sporthalle deutlich zu senken, hat die Gemeinde die 
energetische Sanierung des Sporthallendaches und des Sozialbaus planen lassen. 
Zusätzlich soll auf dem Dach der Sporthalle eine PV-Anlage errichtet werden. Die 
Sanierung der Heizungsanlage ist bei dieser Planung nicht enthalten, da hierfür der 
Anschluss an ein regenerative Nahwärmeversorgung geplant ist. 
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Die Primärenergieeinsparungen durch die Maßnahme wurde im Rahmen der 
Maßnahme nicht gesondert ermittelt. Das Projekt wird jedoch bauphysikalisch 
begleitet. Durch die Sanierung des bisher energetisch unzureichenden 
Sporthallendachs wird demnach ein wesentlicher Beitrag zur Reduzierung der 
Primärenergie erwartet. Das Vorhaben wird durch das Land aus der 
Sportstättenförderung mit rd. 373.080 Euro gefördert, was bei geschätzten 
Gesamtkosten von rd. 835.218 etwa 44,6% ausmacht. Die Gesamtkosten  
sind im Rahmen einer baufachlichen Prüfung als anrechenbare Kosten bestätigt 
worden. Somit sind die Voraussetzungen für eine Förderung aus dem 
Klimaschutzfonds gemäß Ziffer 6 der Förderrichtlinie erfüllt. 
 
Die Gemeinde ist antragsberechtigt im Sinne der Richtlinie des Kreises. Insoweit 
beantragt die Gemeinde Mittel in Höhe von 250.000 Euro (30 % der Gesamtkosten) 
aus dem Klimaschutzfonds des Kreises. Dabei handelt es sich um den 
Maximalbetrag für eine Kommune mit einer eingeschränkt gefährdeten finanziellen 
Leistungsfähigkeit. Die Einstufung wurde bei der Kommunalaufsicht überprüft. 
 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
Die Primärenergieeinsparungen durch die Maßnahme wurde im Rahmen der 
Maßnahme nicht gesondert ermittelt. Das Projekt wird jedoch bauphysikalisch 
begleitet. Durch die Sanierung des bisher energetisch unzureichenden 
Sporthallendachs wird demnach ein wesentlicher Beitrag zur Reduzierung der 
Primärenergie und eine Einsparung der CO2eq-Emission erwartet. 
 

Finanzielle Auswirkungen 
Die Förderung des beantragten Zuschusses beträgt insgesamt 250.000,000 Euro 
und soll voraussichtlich im II. Quartal 2025 abgerufen werden. 
  
Soweit der Ausschuss die Förderung bewilligt, stellt sich die Mittelverfügbarkeit wie 
folgt dar: 
 

Haushalts-
jahr 

Mittel 
insgesamt 

bereits 
erfolgte 

Auszahlungen 

erwartete 
Auszahlungen 
aus vorherigen 
Förderzusagen 

Aktueller 
Antrag 

Verfügbare 
Mittel 

2024 - 
Ansatz 

           
1.000.000,00 €  

               
206.723,60 €  

               
310.861,14 €  

                                     
-   €  

                    
482.415,26 €  

2024 - VE 
für 2025 

           
2.000.000,00 €  

                                
0,00 €  

           
1.709.708,95 €  

                    
250.000,00 €  

                    
290.291,05 €  

2024 - VE 
für 2026 

           
1.170.000,00 €  

                                
0,00 €  

               
486.250,00 €  

                                     
-   €  683.750,00 € 

 
 

Anlage/n: 

1 Antrag Gemeinde Timmaspe_gesamt 
 

2 241001_Vermerk_KSF_Timmaspe 
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Technik- und Ökologiezentrum, Marienthaler Straße 17, 24340 Eckernförde 
 

 

01. Oktober 2024 
Klimaschutzfonds 
Vermerk zum Antrag der Gemeinde Timmaspe  
„Energetische Sanierung der Sporthalle und Einrichtung einer PV-Anlage“ 
 
 
1. Sachverhalt 
Die Gemeinde Timmaspe hat am 30.09.2024 einen Antrag auf Förderung aus dem Klimaschutz-
fonds des Kreises gestellt. Bei dem Projekt handelt es sich um die energetische Sanierung der 
Sporthalle. Die Sporthalle der Gemeinde Timmaspe ist knapp 30 Jahre alt und verfügt über 
schlechte energetische Werte. Deswegen wurde in einem Quartierskonzept nach Kfw 432 aus 
dem Jahr 2021 bereits empfohlen, insbesondere das Dach und die Heizungsanlage der Sporthalle 
energetisch zu sanieren. Um den Energieverbrauch und damit die Emissionen der Sporthalle 
deutlich zu senken, hat die Gemeinde die energetische Sanierung des Sporthallendaches und des 
Sozialbaus planen lassen. Zusätzlich soll auf dem Dach der Sporthalle eine PV-Anlage errichtet 
werden. Die Sanierung der Heizungsanlage ist bei dieser Planung nicht enthalten, da hierfür der 
Anschluss an ein regenerative Nahwärmeversorgung geplant ist. 

Die Primärenergieeinsparungen durch die Maßnahme wurde im Rahmen der Maßnahme nicht 
gesondert ermittelt. Das Projekt wird jedoch bauphysikalisch begleitet. Durch die Sanierung des 
bisher energetisch unzureichenden Sporthallendachs wird demnach ein wesentlicher Beitrag zur 
Reduzierung der Primärenergie erwartet. 

Das Vorhaben wird durch das Land aus der Sportstättenförderung mit rd. 373.080 Euro gefördert, 
was bei geschätzten Gesamtkosten von rd. 835.218 etwa 44,6% ausmacht. Die Gesamtkosten 
sind im Rahmen einer baufachlichen Prüfung als anrechenbare Kosten bestätigt worden. Somit 
sind die Voraussetzungen für eine Förderung aus dem Klimaschutzfonds gemäß Ziffer 6 der För-
derrichtlinie erfüllt. 

Die Gemeinde ist antragsberechtigt im Sinne der Richtlinie des Kreises. Insoweit beantragt die 
Gemeinde Mittel in Höhe von 250.000 Euro (30 % der Gesamtkosten) aus dem Klimaschutzfonds 
des Kreises. Dabei handelt es sich um den Maximalbetrag für eine Kommune mit einer einge-
schränkt gefährdeten finanziellen Leistungsfähigkeit. Die Einstufung wurde bei der Kommu-
nalaufsicht überprüft. 

2. Empfehlung zum Antrag der Gemeinde Timmapse 

Bei dem Projekt handelt es sich um eine investive Maßnahme, die dem Klimaschutz dient und zu 
einer nachhaltigen Verringerung der CO2eq-Emissionen gegenüber der bisherigen Bauweise füh-
ren wird. Das Vorhaben der Gemeinde erfüllt mit der energetischen Sanierung in Verbindung mit 
einer Drittmittelförderung von mehr als 5% die in der Richtlinie geforderten Zuwendungsvoraus-
setzungen. Die Klimaschutzagentur gGmbH empfiehlt daher die Bewilligung der beantragten 
Summe. 
 
 
Uz. 
Sebastian Hetzel 
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds - 
Amtsverwaltung Hüttner Berge - PV-Anlage für das 

Amtsgebäude Hüttner Berge 

VO/2024/329 
 
öffentlich 
 
FD 5.1 Infrasstruktur 
 
 

Beschlussvorlage öffentlich 
 
Datum:  01.10.2024 
 
Ansprechpartner/in:  
 
Bearbeiter/in: Jörn Voß 

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

17.10.2024 Umwelt- und Bauausschuss (Entscheidung) Ö 
 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
 
 
Beschlussvorschlag 

1. Der Umwelt- und Bauausschuss beschließt, Mittel in Höhe von 20.000,00 
Euro für die Amtsverwaltung Hüttner Berge zu gewähren. 

 
 

Sachverhalt 
Bei der Klimaschutzagentur ist am 26.09.2024 der Antrag auf Förderung aus dem 
Klimaschutzfonds die Amtsverwaltung Hüttner Berge für eine PV-Anlage auf dem 
Amtsgebäude eingegangen. 
 
Bei dem Projekt handelt es sich um die Montage einer PV-Anlage auf dem 
Amtsgebäude in Groß Wittensee. Es handelt sich um eine Anlage zur 
Teileinspeisung mit rd. 65 kWp einschl. Batteriespeicher (96 kWh). Mit der PV-Anlage 
soll der Strombedarf des Amtsgebäudes zum großen Teil durch den Eigenbedarf 
gedeckt werden. Durch die Einspeisung soll ein Beitrag zur Erzeugung von 
regenerativem Strom geleistet werden. Die jährliche Einsparung an CO2 wird mit rd. 
25,5 t CO2eq-Emissionen p.a. beziffert.  
 
Gemäß der Richtlinie des Kreises Rendsburg-Eckernförde über die Gewährung von 
Zuwendungen zur Förderung von investiven Maßnahmen zum Klimaschutz werden 
Anlagen zur Bereitstellung und Speicherung von regenerativen Energien unabhängig 
von einer Förderung durch Dritte gefördert. Die beantragte PV-Anlage mit Speicher 
erfüllt diesen Fördertatbestand. Die aus dem Klimaschutzfonds beantragte 
Fördersumme in Höhe 20.000 Euro entspricht rd. 11,3% der genannten 
anrechenbaren Kosten in Höhe von 177.468,24 Euro. Die 20.000 Euro sind der 
Maximalbetrag gemäß Richtlinie. Der Antrag beruht auf einer Fachplanung einschl. 
Kostenschätzung, welche der Klimaschutzagentur vorliegt. Diese wird jedoch aus 
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Gründen der Vertraulichkeit nicht für die öffentliche Beratung im Ausschuss 
weitergeleitet.  
 
Das Amt beantragt zudem den vorzeitigen Maßnahmenbeginn. 
 
 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
Mit der Förderung von investiven Klimaschutzmaßnahmen wird ein Beitrag zur 
Reduktion von Treibhausgasen geleistet. 
  
Mit der neu eingesetzten Technik kann laut Berechnung durch den Fachplaner eine 
Energieeinsparung von rd. 25,5 t CO2eq-Emissionen pro Jahr realisiert werden. 
 
 

Finanzielle Auswirkungen 
Die Förderung des beantragten Zuschusses beträgt insgesamt 20.000,00 Euro und 
soll voraussichtlich im IV. Quartal 2025 abgerufen werden. 
  
Soweit der Ausschuss die Förderung bewilligt, stellt sich die Mittelverfügbarkeit wie 
folgt dar: 
 
 

Haushalts-
jahr 

Mittel 
insgesamt 

bereits 
erfolgte 

Auszahlungen 

erwartete 
Auszahlungen 
aus vorherigen 
Förderzusagen 

Aktueller 
Antrag 

Verfügbare 
Mittel 

2024 - 
Ansatz 

           
1.000.000,00 €  

               
206.723,60 €  

               
310.861,14 €  

                                     
-   €  

                    
482.415,26 €  

2024 - VE 
für 2025 

           
2.000.000,00 €  

                                
0,00 €  

           
1.959.708,95 €  

                    
20.000,00 €  

                    
40.291,05 €  

2024 - VE 
für 2026 

           
1.170.000,00 €  

                                
0,00 €  

               
486.250,00 €  

                                     
-   €  683.750,00 € 

 
 

Anlage/n: 

1 Antrag KSF PV Amtsgebäude Hüttener Berge_unterzeichnet 
 

2 241001_Vermerk_KSF_AmtHB_PV 
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Technik- und Ökologiezentrum, Marienthaler Straße 17, 24340 Eckernförde 
 

 

 

01.10.2024 
Klimaschutzfonds 
Vermerk zum Antrag des Amtes Hüttener Berge 
„PV-Anlage für das Amtsgebäude Hüttener Berge“ 
 
 
1. Sachverhalt 
Das Amt Hüttener Berge hat am 26.09.2024 einen Antrag auf Förderung aus dem Klimaschutz-
fonds des Kreises gestellt. Bei dem Projekt handelt es sich um die Montage einer PV-Anlage auf 
dem Amtsgebäude in Groß Wittensee. Es handelt sich um eine Anlage zur Teileinspeisung mit rd. 
65 kWp einschl. Batteriespeicher (96 kWh). Mit der PV-Anlage soll der Strombedarf des Amtsge-
bäudes zum großen Teil durch den Eigenbedarf gedeckt werden. Durch die Einspeisung soll ein 
Beitrag zur Erzeugung von regenerativem Strom geleistet werden. Die jährliche Einsparung an 
CO2 wird mit rd. 25,5 t CO2eq-Emissionen p.a. beziffert. 
 
Gemäß der Richtlinie des Kreises Rendsburg-Eckernförde über die Gewährung von Zuwendungen 
zur Förderung von investiven Maßnahmen zum Klimaschutz werden Anlagen zur Bereitstellung 
und Speicherung von regenerativen Energien unabhängig von einer Förderung durch Dritte ge-
fördert. Die beantragte PV-Anlage mit Speicher erfüllt diesen Fördertatbestand. Die aus dem Kli-
maschutzfonds beantragte Fördersumme in Höhe 20.000 Euro entspricht rd. 11,3% der genann-
ten anrechenbaren Kosten in Höhe von 177.468,24 Euro. Die 20.000 Euro sind der Maximalbetrag 
gemäß Richtlinie. Der Antrag beruht auf einer Fachplanung einschl. Kostenschätzung, welche der 
Klimaschutzagentur vorliegt. Diese wird jedoch aus Gründen der Vertraulichkeit nicht für die öf-
fentliche Beratung im Ausschuss weitergeleitet. 
 
Das Amt beantragt zudem den vorzeitigen Maßnahmenbeginn. Die Ausschreibung soll durch 
das technische Büro in Kürze erfolgen. 
 

2. Empfehlung zum Antrag des Amtes Hüttener Berge 

Bei der Maßnahme handelt es sich um eine investive Maßnahme, die dem Klimaschutz dient und 
zu einer nachhaltigen Verringerung der CO2eq-Emissionen führen wird. Das Vorhaben des Amtes 
erfüllt die in der Richtlinie geforderten Zuwendungsvoraussetzungen in vollem Umfang. Die Kli-
maschutzagentur gGmbH empfiehlt daher die Bewilligung der beantragten Summe. 

Zudem empfiehlt die Klimaschutzagentur der Verwaltung, den vorzeitigen Maßnahmenbeginn zu 
erteilen. 
 
 
Uz. 
Sebastian Hetzel 
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

Antrag der SPD-Fraktion zur Priorisierung zukünftiger 
Sanierungsmaßnahmen an den kreiseigenen 

Liegenschaften 

VO/2024/353 
 
öffentlich 
 
FD 5.4 Umwelt 
 
 

Fraktionsantrag öffentlich 
 
Datum:  16.10.2024 
 
Ansprechpartner/in:  
 
Bearbeiter/in: Sebastian Bartsch 

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

17.10.2024 Umwelt- und Bauausschuss (Entscheidung) Ö 
 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
 
 
Beschlussvorschlag 
Der Umwelt- und Bauausschuss bittet die Verwaltung, den Energiebericht des 
Kreises um einen Maßnahmenkatalog für die einzelnen Liegenschaften zur 
energetischen Sanierung zu ergänzen.  

Hierzu ist eine grobe Kostenschätzung der einzelnen Maßnahmen sowie eine 
Prioritätenliste zu erstellen.  

Auch sind mögliche Maßnahmen zur Klimaanpassung aufzuzeigen. 
 

Sachverhalt 
Ergibt sich aus der Anlage 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
 
 

Finanzielle Auswirkungen 
 

Anlage/n: 

1 2024-10 UBA TOP 9 
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 SPD	 	 	 	 	 

Sozialdemokratische Partei Deutschland	 	 	 	 	 	 	 	 	       Hans-Jörg Lüth

Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernförde		 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	    -  Stellvertr. Fraktionsvorsitzender - 

	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 Rendsburg,  15.10.2024


An die Vorsitzende 

des Umwelt- und Bauausschuss des Kreises Rendsburg-Eckernförde

Frau Dr. Ina Walenda

Per mail


Sitzung des UBA am 17.10.2024, Antrag zu TOP 9 Durchführung von Maßnahmen zur Energieeinsparung und Anpassung an 
den Klimawandel auf kreiseigenen Liegenschaften  

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, liebe Ina,


zu dem o.a. TOP 9 Durchführung von Maßnahmen zur Energieeinsparung und Anpassung an den Klimawandel auf 
kreiseigenen Liegenschaften  

stellen wir folgenden Antrag:


Der Umwelt- und Bauausschuss bittet die Verwaltung, den Energiebericht des Kreises um einen Maßnahmenkatalog für die 
einzelnen Liegenschaften zur energetischen Sanierung zu ergänzen. Hierzu ist eine grobe Kostenschätzung der einzelnen 
Maßnahmen sowie eine Prioritätenliste zu erstellen. Auch sind mögliche Maßnahmen zur Klimaanpassung aufzuzeigen.


Begründung:

In der Einleitung zum Energiebericht heißt es:“

Mit dem Energiebericht des Kreises Rendsburg-Eckernförde werden die Energieverbrauchs- entwicklungen der 
wichtigsten Kreisliegenschaften zusammengefasst dargestellt. Der Energiebericht stellt eine Grundlage für eine 
nachhaltige energetische Gebäudesanierung dar. Vergleicht man die Verbrauchs- und Kostenangaben mit den 
umgesetzten Maßnahmen zur Energieeinsparung, erhält man eine aussagekräftige Grundlage für weitere 
Sanierungsplanungen, bzw. für eine Priorisierung zukünftiger Sanierungsmaßnahmen an den Liegenschaften. 


Leider fehlen Angaben zu den konkret erforderlichen oder wünschenswerten Maßnahmen, sodass nicht 
ersichtlich ist, welche Konsequenzen aus dem umfangreichen Energiebericht gezogen werden. Notwendig 
für eine konkrete Haushaltsplanung ist daher auch eine grobe Kostenschätzung sowie eine Priorisierung 
der Maßnahmen.


Mit freundlichen Grüßen


gez. Hans-Jörg Lüth 

Stellvertretender Fraktionsvorsitzender

SPD-Kreistagsfraktion		 Telefon	 	 	 	 e-Mail:	 	 	 	 	 Bankverbindung:	 	 	 Vorsitzende:	 	 	 Telefon

Rendsburg-Eckernförde	 0 43 31) 2 02- 3 60	 spd-fraktion@gmx.de	 	 Sparkasse Mittelholstein	 Anke Göttsch		 	 0177-2528299

Kaiserstraße 8	 		 Fax:		 	 	 	 Internet: www.spd-	 	 IBAN: DE22 214 500	 	 Pferdemarkt 58	 	 	 

24768  Rendsburg	 		 (0 43 31) 2 02-5 30	 net-sh.de/rdeck/fraktion     	000 000 031 097	 	 	 24340 Eckernförde	 an-goettsch@gmx.de
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

AWR - Entgeltkalkulation 2025-2026 

VO/2024/324 
 
öffentlich 
 
FB 2 Ordnung, Verkehr und 
Veterinärwesen 
 
 

Beschlussvorlage öffentlich 
 
Datum:  01.10.2024 
 
Ansprechpartner/in: Michael Wittl 
 
Bearbeiter/in: Olga Peters 

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

17.10.2024 Umwelt- und Bauausschuss (Beratung) Ö 

18.11.2024 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde 
(Entscheidung) Ö 

 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
 
 
Beschlussvorschlag 
Der Umwelt- und Bauausschuss empfiehlt dem Kreistag, die Änderungen der Anlage 
I zu § 12 AGB Abfallentsorgung-Kreis wie vorgelegt zu beschließen. 

 

Der Kreistag beschließt die Änderung der Anlage I zu § 12 AGB Abfallentsorgung-
Kreis, wie vorgelegt. 

  
 

Sachverhalt 
Zuletzt wurden die Abfallentgelte für private Haushalte für das Jahr 2024 kalkuliert 
und dabei im Wesentlichen konstant gehalten. Die Entgeltkalkulation bezieht sich 
nunmehr auf zwei Jahre und betrifft somit den Zeitraum 2025 bis 2026. 

 

Gesetzliche Grundlage für die Abfallentgeltkalkulation ist wie bei Gebühren das 
Kommunale Abgabengesetz Schleswig-Holstein (KAG). Der Gebührenbemessung 
kann ein Kalkulationszeitraum von bis zu drei Jahren zugrunde gelegt werden. Die 
Verwaltung empfiehlt einen zweijährigen Kalkulationszeitraum, da der Umwelt- und 
Bauausschuss am 08.08.2024 einen Ansparzeitraum von drei Jahren mit Beginn 
2025 mit einer Ansparsumme von 5.227.878 € für die Deponierücklage beschlossen 
hat. 

 

TOP 10.1



 Seite: 2/2 
 

Der Stand der Abfallentgeltrücklage zum 31.12.2023 beläuft sich auf 6.167.587,28 €. 
Für das Jahr 2024 wurde eine Entnahme von 2,17 Mio. € geplant. Im 
Kalkulationszeitraum 01.01.2025 bis 31.12.2026 werden Entnahmen aus der 
Entgeltrücklage in Höhe von 4,9 Mio. € eingeplant (verteilt auf 2 Jahre). Damit 
werden die aktuell vorhandenen bzw. im aktuellen Jahr noch erwarteten 
Entgeltrücklagen gem. KAG verbraucht und die Entgelterhöhung damit abgemildert 

  

Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen Abfallentsorgung-Kreis (AGB) sind 
entsprechend geringfügig anzupassen. Die geänderten Passagen der AGBs sind in 
den Anlagen blau gekennzeichnet. Die bisher geltenden AGBs sind im Internet zum 
Vergleich unter folgendem Link abrufbar: 
  

https://www.kreis-rendsburg-eckernfoerde.de/fileadmin/ortsrecht/dokument/2023-12-
04_lesefassung_deckblattawsanlageundagbab1.1.2024.pdf 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
entfällt 
 

Finanzielle Auswirkungen 
Entgelterhöhung für den Kunden 

Anlage/n: 

1 Änderung Anlage I zu § 12 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
Abfallentsorgung-Kreis 
 

2 Entgeltkalkulation 2025_2026 
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Anlage I zu § 12 AGB Abfallentsorgung-Kreis 
 

Tarif der privatrechtlichen Benutzungsentgelte -gültig ab 01.01.2025- 

 

Anmerkung: 
Bei den nachfolgend aufgeführten Entgelten handelt es sich um Bruttopreise inkl. 19% 
Umsatzsteuer. 
 
I. Monatliches Grundentgelt (*) 

 
je Haushalt 7,72 Euro 

 

II.  Monatliches Leistungsentgelt für die Regelabfuhr von Restabfall  
  
Restabfallbehälter 80 l  14-täglich  7,41 Euro 
Restabfallbehälter 120 l  14-täglich  10,75 Euro 
Restabfallbehälter 240 l  14-täglich 21,42 Euro 
Restabfallbehälter 770 l   14-täglich  68,41 Euro 
Restabfallbehälter 1100 l  14-täglich 95,94 Euro  

  

Restabfallbehälter 770 l  wöchentlich (in Fällen des § 8 Absatz 4) 136,82 Euro 
Restabfallbehälter 1.100 l  wöchentlich (in Fällen des § 8 Absatz 4) 191,89 Euro 
 
Restabfallbehälter 40 l  4-wöchentlich (in Fällen des § 8 Absatz 5)  2,04 Euro 
Restabfallbehälter 80 l  4-wöchentlich (in Fällen des § 8 Absatz 5) 3,70 Euro 
Restabfallbehälter 120 l  4-wöchentlich (in Fällen des § 8 Absatz 5) 5,37 Euro 
Restabfallbehälter 240 l  4-wöchentlich (in Fällen des § 8 Absatz 5) 10,71 Euro 
 
Restabfallbehälter 40 l  8-wöchentlich (in Fällen des § 8 Absatz 6)  1,08 Euro 
 
Unterflurbehälter 1.500 l  4-wöchentlich  135,25 Euro 
Unterflurbehälter 2.500 l  4-wöchentlich  176,97 Euro 
Unterflurbehälter 3.000 l  4-wöchentlich  197,83 Euro 
Unterflurbehälter 5.000 l  4-wöchentlich  281,26 Euro 

 
III. Monatliches Leistungsentgelt für die Regelabfuhr von Bioabfall 

 

Pro Haushalt ist die Sammlung und Verwertung von Bioabfall bis zu 120 l 

vierzehntäglich im monatlichen Grundentgelt enthalten (= Regelentsorgung Bioabfall). 

 
pro Haushalt - statt einer 120 l eine 240 l Biotonne 14-täglich 2,21 Euro 
 
pro Haushalt - jede weitere Biotonne 120 l  14-täglich 2,51 Euro 
pro Haushalt - jede weitere Biotonne 240 l  14-täglich 4,72 Euro 
 
Für Eigenkompostierer, die eine Befreiung von der Anschluss- und Überlassungspflicht 
für Bioabfälle angezeigt und nachgewiesen haben, verringert sich der im Grundentgelt 
enthaltene Betrag für die Sammlung und Verwertung von Bioabfall um 1,25 €. 
 
Das einmalige Entgelt für die Bereitstellung einer Biotonne (120 l)  
mit Biofilterdeckel beträgt 25,00 Euro 
Das einmalige Entgelt für die Bereitstellung einer Biotonne (240 l)  
mit Biofilterdeckel beträgt 39,00 Euro 
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Für die laufende Nutzung, Reparatur und Wartung des Biofilterdeckels  
beträgt das monatliche Nutzungsentgelt 0,50 Euro 

  
IV. Leistungsentgelt für Sonderleerungen ordnungsgemäß befüllter Behälter  
 Rest-Abfallbehälter mit  40 l, 80 l  oder 120 l Füllraum je Abfuhr  37,50 Euro 
 Rest-Abfallbehälter  mit  240 l Füllraum je Abfuhr   44,80 Euro 
 Rest-Abfallbehälter  mit  770 l Füllraum je Abfuhr  69,20 Euro 
 Rest-Abfallbehälter  mit 1.100 l Füllraum je Abfuhr   90,36 Euro 
 
 Bio-Abfallbehälter mit  120/240 l Füllraum je Abfuhr 19,13 Euro 

 
 PPK-Abfallbehälter mit  120/240 l Füllraum je Abfuhr 19,13 Euro 
 PPK-Abfallbehälter mit    1.100 l Füllraum je Abfuhr 41,85 Euro 
 
V. Leistungsentgelt für Sonderleerungen falsch befüllter Abfallbehälter  
 
 Bio-Abfallbehälter mit 120 l Füllraum je Abfuhr  37,50 Euro 

Bio-Abfallbehälter mit 240 l Füllraum je Abfuhr  44,80 Euro 
 
 PPK-Abfallbehälter mit bis zu 240 l Füllraum  44,80 Euro 
 PPK-Abfallbehälter mit 1.100 l Füllraum   90,36 Euro 
 
 LVP-Abfallbehälter mit bis zu 240 l Füllraum   44,80 Euro 
 LVP-Abfallbehälter mit 1.100 l Füllraum   90,36 Euro 
 
 
 
VI. Leistungsentgelt für den Erwerb eines Abfallsackes für die Einsammlung von 

vorübergehend verstärkt anfallenden Abfällen 
 
120 l Mehrmengensack für Restabfälle  je Stück 6,00 Euro 
60 l Mehrmengensack für Restabfälle je Stück 3,00 Euro 
60 l Mehrmengensack für Bio- und Grüngut je Stück 2,00 Euro 

 
VII. Leistungsentgelt für den Erwerb von Banderolen für Rest- und Bio-Abfallbehälter 

 
Banderole für einmalige Entsorgung von   40 l Restabfall  2,40 Euro 
Banderole für einmalige Entsorgung von 120 l Bio- und Grüngut 4,00 Euro 
 

VIII.   Leistungsentgelt für die individuelle Sperrmüll- und/oder Altmetall- und  
         E-Schrottabholung 
 

Individuelle Sperrmüllabholung      60,00 Euro pro 

Abholung 

Individuelle Altmetall- und/oder E-Schrottabholung   50,00 Euro pro 

Abholung 

 
 
IX. Monatliches Leistungsentgelt für den Hol- und Bringservice (§ 3 Absatz 4 und 

5) der Abfallwirtschaftssatzung)  

Für Behälter der Rest- und Bioabfall-Abfuhr: 
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 Bei MGB ab 770 l  (bei 14-täglicher Abfuhr): 
         Bis zu einer Transportentfernung von 15 m kostenfrei 

 Bei einer Transportentfernung über 15 m bis zu 45 m beträgt der Zuschlag   11,78 Euro 
 Bei einer Transportentfernung über 45 m bis zu 90 m beträgt der Zuschlag   23,51 Euro 
   
 Bei MGB ab 770 l  (bei wöchentlicher Abfuhr): 
         Bis zu einer Transportentfernung von 15 m kostenfrei 

 Bei einer Transportentfernung über 15 m bis zu 45 m beträgt der Zuschlag  23,56 Euro 
 Bei einer Transportentfernung über 45 m bis zu 90 m beträgt der Zuschlag 47,02 Euro 
 

Bei MGB bis 240 l (bei vierwöchentlicher Abfuhr) 

Bis zu einer Transportentfernung von 15 m beträgt der Zuschlag   1,31 Euro 

Bei einer Transportentfernung über 15 m bis zu 45 m beträgt der Zuschlag 3,92 Euro 

Bei einer Transportentfernung über 45m bis zu 90 m beträgt der Zuschlag 7,85 Euro 

 
 Bei MGB bis 240 l: (bei 14-täglicher Abfuhr): 
 Bis zu einer Transportentfernung von 15 m beträgt der Zuschlag     2,63 Euro 
 Bei einer Transportentfernung über 15 m bis zu 45 m beträgt der Zuschlag     7,84 Euro 
 Bei einer Transportentfernung über 45m bis zu 90 m beträgt der Zuschlag    15,70 Euro 
 

Für Behälter der PPK-Abfuhr: 

 

Bei MGB mit 1.100 l (bei vierwöchentlicher Abfuhr) 

Bis zu einer Transportentfernung von 15 m   kostenfrei 

Bei einer Transportentfernung über 15 m bis zu 45 m beträgt der Zuschlag 15,93 Euro 

Bei einer Transportentfernung über 45m bis zu 90 m beträgt der Zuschlag 38,22 Euro 

 

Bei MGB bis 240 l (bei vierwöchentlicher Abfuhr) 

Bis zu einer Transportentfernung von 15 m beträgt der Zuschlag   3,19 Euro 

Bei einer Transportentfernung über 15 m bis zu 45 m beträgt der Zuschlag 9,56 Euro 

Bei einer Transportentfernung über 45m bis zu 90 m beträgt der Zuschlag 28,66 Euro 

 
 
X.  Leistungsentgelt in sonstigen Fällen 
 
 Für eine Entsorgung für die in den vorstehenden Absätzen nicht erfassten Abfälle 

sowie 
 sonstige Leistungen wird das Entgelt nach tatsächlichem Aufwand festgesetzt. 
 
XI. Verwaltungskostenpauschale nach § 13 Abs. 5 AGB Abfallentsorgung-Kreis 

Die Verwaltungskostenpauschale beträgt je Bearbeitungsfall 25,00 Euro 
 
 
XII. Kosten für Mahnungen 

Die Kosten für Mahnungen betragen je Mahnung  5,00 Euro 
 

 
XIII. Bereitstellungs- bzw. Baukosten für Unterflur- und Halbunterflursysteme 

 
Folgende Kosten werden pro Abfallfraktion vom Kreis getragen: 
 

• Aufnahmesystem für Kranfahrzeug, 

• Einwurfsäule,  
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• Gehwegplattform, 

• Sammelbehälter (1,5 / 3 bzw. 5 m³ Volumen),  

• Bodenklappen. 
 
Alle bauseitig erforderlichen Aufwendungen für den Einbau der Unterflursysteme sind 
vom Auftraggeber zu tragen. Diese werden nach tatsächlichem Aufwand festgesetzt.  
 
Einzelheiten für das jeweilige Bauvorhaben sind über die AWR GmbH (für die 
Abfallentsorgung zuständige Drittbeauftragte des Kreises) zu erfragen und mit dieser 
abzustimmen. 
 

 

Artikel I 

Die Regelung des Artikel I gilt an dem 01.01.2025 

 

 

Rendsburg, den ___________________.2024 

 

________________________________ 

Ingo Sander 

Landrat 
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Parameter 

Dim. Gesamt HH AHB

RM-Vol. Behälter bis 240l = Kleinbehälter m³/a 203.863                         188.949                         14.913                 
RM-Vol. Behälter ab 770l = Großbehälter m³/a 186.142                         76.797                           109.345               
Gesamtvolumen Restabfall m³/a 390.005                         265.747                         124.258               

Volumenschlüssel Restabfall % 100,0% 68,1% 31,9%

Bio Volumen Tonne m³/a 395.541                         384.888                         10.654                 

Volumenschlüssel Bioabfall % 100,0% 97,3% 2,7%

Anzahl Haushalte/AHB-Kunden St 129.413                 5.500             

Kosten Kreis € 95.319                   77.567                   17.752           

Überschüsse aus Vorjahren: € 4.942.807              4.942.807              

Einstellung in Entgeltkalkulation (Summe) € 4.942.807              4.942.807              
Anzahl der Perioden auf die die Überschüsse verteilt werden 2

Restabfall € 2.984.466                      2.984.466                      
Bioabfall € 1.958.341                      1.958.341                      

Summe € 4.942.807              4.942.807              

26.09.2024
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Entgeltkalkulation 2025-2026

Restabfall Leistungsentgelt 

HH Einheit

Kosten Restabfall (Schüttkosten nur 50 %) 18.768.130      €

./. Überschüsse 1.492.233 -       €

Zws 17.275.897      €

davon über Grundpauschale 40,76% %

./. Restabfallanteil in Grundpauschale 7.042.195 -       €

Soll 2025-2026 p.a. 10.233.702      €

Jahresvolumen Restabfallgefäße 265.747           m³

Preis pro m³ 38,51                     €/m³ 

zzgl. 50 % des Schüttentgelts (4 wö.-Sammlung) 0,37                       €/Behälter

Leistungsentgelt für 80l 4 wöchentlich 3,70                       €/Monat

bisher 3,45                       €/Monat

Restabfall Grundpauschale HH Einheit

Bioabfallanteil 5.920.219        €

./. Überschüsse 979.170 -          €

Zws 4.941.048        €

Restabfallanteil 7.042.195        €

Soll 2025-2026 p.a. 11.983.244      €

Anzahl Haushalte 129.413           HH

Grundpauschale gerundet 7,72                       €/Monat

bisher 7,62                       €/Monat

Hol- und Bringservice 14-tgl. Gesamt Einheit

(Kleinbehälter)
Kosten Hol- und Bringservice (bis 15 m) 2,63                 €

Kosten Hol- und Bringservice (über 15 m bis 45 m) 7,84                 €

Kosten Hol- und Bringservice (über 45 m bis 90 m) 15,70               €

Leistungsentgelt für Hol- und Bringservice (bis 15 m) 2,63                       €/Monat

bisher 2,50                       €/Monat

26.09.2024
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Aufteilung des Bedarfs auf Haushalte und andere Herkunftsbereiche

Aufwendungen und Erlöse saldiert Gesamt

HH AHB HH AHB

brutto % % EUR EUR

Restmüll Sammlung/Transport 4.064.079 € 71% 29% 2.876.783 €           1.187.297 €           

Sperrmüll Sammlung/Transport/inkl. Behandlung 665.946 € 100% 0% 665.946 €              

Abfallbehandlung 6.652.136 € 64% 36% 4.232.863 €           2.419.273 €           

Bioabfallsammlung 3.074.534 € 100% 0% 3.074.534 €           

Bioabfallverwertung 3.175.911 € 97% 3% 3.090.369 €           85.541 €                

Pflanzenabfallentsorgung 88.984 € 100% 0% 88.984 €                

Kühlgeräte, Sonderabfall, E-Schrott (KSE) 717.972 € 100% 0% 717.972 €              

PPK (Kreisanteil) 215.166 € 68% 32% 146.308 €              68.858 €                

Wertstoffhöfe 1.255.362 € 86% 14% 1.078.094 €           177.267 €              

Sonstiges 424.522 € 76% 24% 321.985 €              102.537 €              

Zws bezogene Leistungen 20.334.611 € 80% 20% 16.293.838 €         4.040.773 €           

Betriebs u. verwaltungskosten AWR (inkl.Wagnis) 10.769.300 € 82% 18% 8.879.799 €           1.889.500 €           

Verwaltungskosten Kreis 95.319 € 81% 19% 77.567 €                17.752 €                

Umsatzsteuer durch PPK- und Altmetallerlöse (TäU) 0 € -  €                     

Nachsorge Deponie Alt Duvenstedt 1.742.626 € 1.742.626 €           -  €                     

Gesamtkosten 2025-2026 32.941.856 € 82% 18% 26.993.830 €         5.948.026 €           

davon entfällt auf Restabfall 27.237.130 € 79% 21% 21.465.307 €         5.771.823 €           

davon entfällt auf Bioabfall 5.026.590 € 98% 2% 4.941.048 €           85.541 €                

davon entfällt auf Hol- und Bringservice 678.136 € 87% 13% 587.475 €              90.661 €                

./. Überschüsse aus Vorjahren 2.471.403 € 100% 0% 2.471.403 €           -  €                     

Gesamtsoll 2025 bis 2026 brutto 30.470.452 € 80% 20% 24.522.427 €   5.948.026 €     

Anteil Betrag

26.09.2024
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Grund+Leistungsentgelt
Preis Preis

pro Monat pro Monat

Anzahl HH RM-Tonne 2024 2025-2026 Differenz

1 40 l, 4-wö 9,50               9,76               0,26           2,7%
1 80 l, 4-wö 11,07             11,42             0,35           3,2%
1 80 l, 14 tgl. 14,53             15,13             0,60           4,1%
2 80 l, 14 tgl. 22,15             22,85             0,70           3,2%
1 120 l, 14 tgl. 17,68             18,47             0,79           4,5%
2 120 l, 14 tgl. 25,30             26,19             0,89           3,5%
3 240 l, 14 tgl. 42,95             44,58             1,63           3,8%
5 1.100 l, 14 tgl. 128,35           134,54           6,19           4,8%

Entgelte 2025 bis 2026 für Private HH - Veränderungen

26.09.2024
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Restabfall Volumen Anz.Leer/a 2024 50% Kipp- 2025-2026 Einheit Differenz

Grundpauschale 7,62         entgelt 7,72               €/Monat 0,10           1,3%

8-wöchentliche Abfuhr 40             7                     1,00         0,18         1,08               €/Monat 0,08           8,0%
(nur Einpersonenhaushalte)

4-wöchentliche Abfuhr 40             13                   1,88         0,37         2,04               €/Monat 0,16           8,5%
80             13                   3,45         0,37         3,70               €/Monat 0,25           7,2%

120           13                   5,03         0,37         5,37               €/Monat 0,34           6,8%
240           13                   10,04       0,70         10,71             €/Monat 0,67           6,7%

14-tägliche Abfuhr 40             26                   -           €/Monat

80             26                   6,91         0,73         7,41               €/Monat 0,50           7,2%
120           26                   10,06       0,73         10,75             €/Monat 0,69           6,9%
240           26                   20,09       1,39         21,42             €/Monat 1,33           6,6%
770           26                   64,26       4,16         68,41             €/Monat 4,15           6,5%

1.100        26                   90,25       4,16         95,94             €/Monat 5,69           6,3%

wöchentliche Abfuhr 770           52                   124,90     8,33         136,82            €/Monat 11,92         9,5%
1.100        52                   176,87     8,33         191,89            €/Monat 15,02         8,5%

Unterflursysteme 1.500        13                   129,65     135,25            €/Monat 5,60           4,3%
2.500        13                   168,42     176,97            €/Monat 8,55           5,1%
3.000        13                   187,81     197,83            €/Monat 10,02         5,3%
5.000        13                   265,35     281,26            €/Monat 15,91         6,0%

HUBS 40-240 2,50         2,63               €/Monat 0,13           5,2%

Sonderregelungen Restabfall
Restabfall-Banderole 40             2,40         2,40               €/Stück -              0,0%
Mehrmengensack 120           6,00         6,00               €/Stück -              0,0%

Sonderentleerung Restabfall 40/80/120 35,00       37,50             €/Leerung 2,50           7,1%
240           42,00       44,80             €/Leerung 2,80           6,7%
770 65,00       69,20             €/Leerung 4,20           6,5%

UFS 1500 98,78       103,00            €/Leerung 4,22           4,3%
UFS 3000 142,17     149,80            €/Leerung 7,63           5,4%
UFS 5000 200,02     212,00            €/Leerung 11,98         6,0%

Bioabfall Volumen Anz.Leer/a 2024 2025-2026 Einheit

jede weitere Tonne 120           26                   2,50         2,51               €/Monat 0,01           0,5%
240           26                   4,70         4,72               €/Monat 0,02           0,5%

Sonderregelungen Bioabfall
Bioabfall-Banderole 120           4,00         4,00               €/Stück -              0,0%
Pflanzenabfallsack 60             2,00         2,00               €/Stück -              0,0%
Sonderentleerung Biotonne 40/80/120 l 35,00       37,50             €/Leerung 2,50           7,1%

Entgelte 2025-2026 für private Haushalte

26.09.2024
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

AWR - Abfallwirtschaft im Kreis Rendsburg-
Eckernförde 

Änderung der AGB und Satzung Abfallentsorgung-
Kreis vom 19.12.2005 

VO/2024/325 
 
öffentlich 
 
FB 5 Regionalentwicklung, Bauen und 
Umwelt 
 
 

Beschlussvorlage öffentlich 
 
Datum:  01.10.2024 
 
Ansprechpartner/in: Michael Wittl 
 
Bearbeiter/in: Olga Peters 

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

17.10.2024 Umwelt- und Bauausschuss (Kenntnisnahme) Ö 
 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
 
 
Beschlussvorschlag 
Der Umwelt- und Bauausschuss empfiehlt dem Kreistag, die Änderung der AGB des 
Kreises Rendsburg- Eckernförde für die Entsorgung von Abfällen aus privaten 
Haushalten und die Änderung der Satzung über die Abfallwirtschaft im Kreis 
Rendsburg- Eckernförde wie vorgelegt zu beschließen. 
  
Der Kreistag beschließt die Änderung der AGB des Kreises Rendsburg- Eckernförde 
für die Entsorgung von Abfällen aus privaten Haushalten und die Änderung der 
Satzung über die Abfallwirtschaft im Kreis Rendsburg- Eckernförde wie vorgelegt. 
 
 

Sachverhalt 
Die allgemeinen Geschäftsbedingungen des Kreises Rendsburg-Eckernförde für die 
Entsorgung von Abfällen aus privaten Haushaltungen und die Satzung über die 
Abfallwirtschaft im Kreis Rendsburg-Eckernförde sind aufgrund geänderter 
Rahmenbedingungen wie in den Anlagen dargestellt anzupassen. 
 
In den Anlagen befindet sich zur verbesserten Lesbarkeit die Version, die die 
geänderten Passagen der Satzung und der AGB farblich darstellt. Die bisher 
geltende Satzung ist im Internet zum Vergleich unter folgendem Link abrufbar: 
 
https://www.kreis-rendsburg-eckernfoerde.de/fileadmin/ortsrecht/dokument/2023-12-
04_lesefassung_deckblattawsanlageundagbab1.1.2024.pdf 
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Relevanz für den Klimaschutz 
 
 

Finanzielle Auswirkungen 
keine 

Anlage/n: 

1 Änderung der Satzungs 
 

2 Änderung der allgemeinen Geschäftsbedingungen 
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S a t z u n g 
über die Abfallwirtschaft im Kreis Rendsburg-Eckernförde 

(Abfallwirtschaftssatzung) vom 19.12.2005 
in der Fassung der 13. Änderungssatzung vom 18.11.2024 

 
 

Artikel I: 
 
 
 
§ 6 Absatz 1 Nummer 8 und 9 wird wie folgt geändert 
 
§ 6 Abfallentsorgungsanlagen 

(1) Für den Kreis werden zur Entsorgung der in seinem Gebiet anfallenden Abfälle folgende 
Anlagen betrieben: 
 

1. AWR-Umschlagstation, Abfallwirtschaftszentrum Borgstedt, 
 

2. ABE-Bioabfallbehandlungsanlage, Abfallwirtschaftszentrum Borgstedt 
 

3. Pflanzenkompostierungsanlage Knopf-Amelow & Co.KG in Böhnhusen 
 

4. Pflanzenkompostierungsanlage Biomasse und Energie Rendsburg GmbH in 
Bordesholm 

 

5. Pflanzenkompostierungsanlage Flora Kompost GmbH in Stafstedt 
 

6. Recyclinganlage Fockbek GmbH in Fockbek 

 

7. Wertstoffhöfe in: 
 
Altenholz 
Bordesholm 
Borgstedt 
Eckernförde 
Hanerau-Hademarschen 
Hohenwestedt 
Kappeln 
Kronshagen 
Nortorf 
Osterrönfeld 
Rendsburg  

 
8. Wertstoffhöfe der Stadt Neumünster 
 
9. Deponie Alt Duvenstedt (stillgelegt) 

 
(2) Die Inanspruchnahme der einzelnen vorgenannten Abfallentsorgungsanlagen hat 

unter Beachtung der jeweils geltenden, vom Betreiber aufgestellten Benutzungs- und 
Entgeltordnung zu erfolgen, die bei dem Betreiber eingesehen werden kann. 
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§ 8 Absatz 1 sowie Absatz 4 wird wie folgt geändert 
 
§ 8 Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Erfüllung seiner Aufgaben als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger ist der Kreis 

berechtigt, personenbezogene Daten gemäß Artikel 6 Abs. 1 lit. e, Abs. 2 DSGVO 
i.V.m. § 3 Abs. 1 LDSG (SH) i.V.m. § 22 LAbfWG in der zurzeit geltenden Fassung wie 
folgt zu erheben:  
 
1. Angaben aus den Grundsteuerakten der Städte, Gemeinden und Ämter, wer 

Grundstückseigentümer des jeweils zu veranlagenden Grundstücks ist und 
dessen Anschrift, sofern § 31 Abs. 3 der Abgabenordnung vom 16.03.1976 (BGBl. 
I S. 613) in der zurzeit geltenden Fassung nicht entgegensteht,  

 
2. Angaben des Grundbuchamtes aus den Grundbuchakten und des Katasteramtes 

aus seinen Akten, wer Eigentümer des jeweils zu veranlagenden Grundstücks ist 
und dessen Anschrift,  

 
3. Angaben von Meldebehörden aus dem jeweiligen Melderegister über 
 

a) die Zahl der auf dem Grundstück gemeldeten Personen und deren Vor- und  
 Familiennamen, 
b) den Tag der An- und Abmeldung der Personen,  
 
soweit diese Daten nicht im Rahmen der Auskunftspflicht nach § 7 dieser Satzung 
zu erhalten sind oder diese Daten von den Verpflichteten nur mit 
unverhältnismäßig hohem Aufwand erhoben werden können,  

 
(2) Bei Selbstanlieferungen im Sinne der AGB Abfallentsorgung-Kreis ist der Kreis 

berechtigt, Daten beim Anlieferer wie folgt zu erheben: 
 
a) Vor- und Familiennamen sowie die Anschrift des Abfallbesitzers, 
b) Name und Anschrift des anliefernden Transportunternehmens. 
 

(3) Die nach den Absätzen 1 bis 2 erhobenen sowie die weiteren im Zusammenhang mit 
der Abfallentsorgung angefallenen und anfallenden personenbezogenen Daten darf 
der Kreis nur zum Zweck der Erfüllung seiner Aufgaben als Träger der 
Abfallentsorgung, insbesondere zur Ermittlung der Anschluss-, Benutzungs- und 
Überlassungspflichten und der auf dem jeweiligen Grundstück vorhandenen 
Haushalte, sowie zum Zwecke der Entgelterhebung verwenden, speichern und 
weiterverarbeiten.  

 
(4)      Zur Entrichtung der Entgelte auf den Wertstoffhöfen werden personenbezogene Daten 

der Benutzer in Form von Kfz-Kennzeichen zum Zweck der Leistungserbringung 
erfasst. Die Rechtsgrundlagen hierfür sind Art. 6 Abs. 1 lit. b, c und f DSGVO. Die 
gespeicherten Kennzeichen- Daten werden nach 72 Stunden gelöscht. 
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Artikel II 

Die Regelungen von Artikel I gelten ab dem 01.01.2025 

 

Rendsburg, den    .2024 

 

______________________________ 

Ingo Sander 

Landrat 
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Allgemeine Geschäftsbedingungen des Kreises Rendsburg-Eckernförde 
für die Entsorgung von Abfällen aus privaten Haushaltungen 

(AGB Abfallentsorgung-Kreis) 
vom 19.12.2005 

in der Fassung der 16. Änderung vom 18.11.2024 
 
 

Artikel I :  
 

 
 
 
§ 11 Absatz 1 Nummer 8 und 9 wird wie folgt geändert 
 
§ 11 Abfallentsorgungsanlagen 

(1) Für den Kreis werden zur Entsorgung der in seinem Gebiet anfallenden Abfälle folgende 
Anlagen betrieben: 

 
1. AWR-Umschlagstation, Abfallwirtschaftszentrum in Borgstedt 

 
2. ABE-Bioabfallbehandlungsanlage, Abfallwirtschaftszentrum Borgstedt 

 
3. Pflanzenkompostierungsanlage Knopf-Amelow & Co.KG in Böhnhusen  
 
4. Pflanzenkompostierungsanlage Biomasse & Energie Rendsburg GmbH in 
    Bordesholm 
 
5. Pflanzenkompostierungsanlage Flora Kompost GmbH in Stafstedt 
 
6. Recyclinganlage Fockbek GmbH in Fockbek 

 
7. Wertstoffhöfe in 

 
Altenholz 
Bordesholm 
Borgstedt 
Eckernförde  
Hanerau-Hademarschen 
Hohenwestedt 
Kappeln 
Kronshagen 
Nortorf 
Osterrönfeld 
Rendsburg  

 
8. Wertstoffhöfe der Stadt Neumünster 
 
9. Deponie Alt Duvenstedt (stillgelegt) 
 

(2)  Die Inanspruchnahme der einzelnen vorgenannten Abfallentsorgungsanlagen hat 
unter Beachtung der jeweils geltenden, vom Betreiber aufgestellten Benutzungs- und 
Entgeltordnung zu erfolgen, die bei dem Betreiber eingesehen werden kann. 
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§ 12 Absatz 4 wird wie folgt geändert 
 
§ 12 Benutzungsentgelte 
 
 

(1) Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung Abfallentsorgung sowie für die 
Inanspruchnahme von Sonderleistungen im Rahmen der Abfallwirtschaft erhebt der 
Kreis Rendsburg-Eckernförde zur Deckung der Kosten privatrechtliche Entgelte.   
 

(2) Der Kreis hat die AWR beauftragt, diese Entgelte für ihn einzuziehen. 
 

(3) Maßgeblich für Höhe, Berechnung und Erhebung der Entgelte des Kreises ist der durch 
„AGB Abfallentsorgung Kreis Rendsburg-Eckernförde“ geregelte Tarif. 
 

(4) Die zu entrichtenden Entgelte auf den Wertstoffhöfen ergeben sich jeweils aus der 
aktuellen Entgeltordnung für die Wertstoffhöfe. Die Zahlung der zu entrichtenden 
Entgelte ist ausschließlich bargeldlos möglich. Eine Ausnahmeregelung von der 
bargeldlosen Zahlung besteht nur für die Kunden, die nachweislich kein Zugang zu 
einem Girokonto haben. Ein Nachweis ist dem Personal bei der Anlieferung auf den 
Wertstoffhöfen vorzuzeigen. 

 

§ 14 Absatz 2 wird wie folgt geändert 

§ 14 Festsetzung des Entgelts, Fälligkeiten 
 
(1) Die Benutzungsentgelte für die Entsorgung von Abfallbehältern gemäß §§ 5 und 8 

dieser AGB sind in vierteljährlichen Teilbeträgen, und zwar am 15.02., 15.05., 15.08. 
und 15.11. des Jahres ohne Abzug fällig. Entsteht oder ändert sich die Entgeltpflicht 
im Laufe eines Kalendervierteljahres, so wird für die für dieses Kalendervierteljahr zu 
entrichtenden Benutzungsentgelte die Fälligkeit durch Rechnung bestimmt.  

 Auf Antrag kann das Entgelt für ein Kalenderjahr in einer Summe jeweils am 01.07. 
des betreffenden Jahres gezahlt werden.  

 Für die übrigen Entsorgungsleistungen wird die Fälligkeit durch Rechnung bestimmt.  
 
(2) Die Ausgabe von Abfallsäcken, Sperrmüllanmeldekarten und die Annahme von 

selbstangelieferten Abfällen auf unseren Wertstoffhöfen erfolgt nur bargeldlos. 
 

Artikel II 

Die Regelung des Artikel I gilt an dem 01.01.2025 

 

Rendsburg, den ___________________.2024 

 

________________________________ 

Ingo Sander 

Landrat 
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 
 
 

Abfallwirtschaft – AWR Festpreisangebot 2025 

VO/2024/323 
 
öffentlich 
 
FB 2 Ordnung, Verkehr und 
Veterinärwesen 
 
 

Beschlussvorlage öffentlich 
 
Datum:  01.10.2024 
 
Ansprechpartner/in: Michael Wittl 
 
Bearbeiter/in: Olga Peters 

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

17.10.2024 Umwelt- und Bauausschuss (Beratung) Ö 

18.11.2024 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde 
(Entscheidung) Ö 

 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
 
 
Beschlussvorschlag 
Der Umwelt- und Bauausschuss empfiehlt dem Kreistag, das Festpreisangebot der 
AWR vom 26.09.2024 in Höhe von 21.154.317,25 € netto, bzw. 25.173.637,52 € 
brutto unter Berücksichtigung der unter Ziffer 2.1 des Angebots genannten 
Rahmenbedingungen anzunehmen. 
 
Der Kreistag beschließt, das Festpreisangebot der AWR vom 26.09.2024 in Höhe 
von 21.154.317,25 € netto, bzw. 25.173.637,52€ brutto unter Berücksichtigung der 
unter Ziffer 2.1 des Angebots genannten Rahmenbedingungen anzunehmen. 
 
 

Sachverhalt 
Seit dem 04.06.1992 besteht zwischen dem Kreis Rendsburg-Eckernförde und der 
Abfallwirtschaft Rendsburg-Eckernförde GmbH (AWR) ein Entsorgungsvertrag. Der 
Kreis beauftragt als öffentlich-rechtlicher Entsorger nach dem heutigen 
Kreislaufwirtschaftsgesetz die AWR als Dritte mit der Wahrnehmung der Aufgaben. 
Die AWR erhält für ihre Leistungen auf der Grundlage einer im Voraus kalkulierten 
Selbstkostenabrechnung ein Entgelt (Festpreis), das jährlich zum 01.01. neu zu 
vereinbaren ist. 
 
Beigefügt ist das Festpreisangebot der AWR (Abfallwirtschaft Rendsburg-
Eckernförde GmbH) vom 26.09.2024 für das Jahr 2025. 
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Das Festpreisangebot ist von der Verwaltung geprüft worden. Die einzeln 
aufgeführten Positionen sind plausibel und nachvollziehbar, ebenso die Aufteilung 
der Positionen in die Bereiche „private Haushalte“ und „andere Herkunftsbereiche“. 
 
Die Verwaltung empfiehlt für das Jahr 2025  
 

- die Verwertungserlöse für Altpapier wie in den Vorjahren in Form eines 
Korridors von +/-10 % abzurechnen. 

- Abrechnung der festpreisrelevanten Investitionen mit einem Wert von 
mindestes 50.000 € je Anlagegut sowie Reparatur- und 
Instandhaltungsaufwendungen 

 
Die Kosten des Brutto-Festpreises steigen um 3,6 % gegenüber 2024. 
 
Die Erhöhung des Festpreises kann im Detail aus den Ausführungen des 
Festpreisangebotes entnommen werden. 
 
Auch die vertraglich vereinbarten Preisanpassungen auf Basis öffentlicher 
Preisindizes führen regelmäßig zu Kostensteigerungen. 
 
Das beigefügte Festpreisangebot enthält auf den Seiten 5 bis 11 vertiefende 
Erläuterungen zu den einzelnen Positionen. 
 
Die Anlage Angebot Festpreis 2025 ist nichtöffentlich, weil hier schützenswerte, 
unternehmensspezifische Daten enthalten sind. 

 
Um vertraulichen Umgang mit den Erläuterungen und Einzelpositionen zum 
Festpreis wird gebeten. 
 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
entfällt 
 

Finanzielle Auswirkungen 
Erhöhter Aufwand im Teilplan Abfallwirtschaft, der bestehenden Rücklagen aus den 
Abfallentgelten zugutekommt. 
 

Anlage/n: 

1 Anschreiben Festpreis 2025 
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Kreis Rendsburg-
Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

MV Sitzungstermine für den Umwelt- und  
Bauausschuss 2025 

VO/2024/312 
 
öffentlich 
 
FB 2 Umwelt und Ordnung 
 
 

Mitteilungsvorlage öffentlich 
 
Datum:  25.09.2024 
 
Ansprechpartner/in:Michael Wittl 
 
Bearbeiter/in: Sebastian Bartsch 

  

 
Datum Gremium (Zuständigkeit) Ö / N 

17.10.2024 Umwelt- und Bauausschuss (Kenntnisnahme) Ö 
 
Begründung der Nichtöffentlichkeit 
 
 
Sachverhalt 
Die Sitzungstermine des Umwelt- und Bauausschusses sind unter 
Berücksichtigung der vom Fachdienst Gremien und Recht erstellten Sitzungspläne 
für den Kreistag, Ältestenrat und Hauptausschuss zu terminieren. 

  

Folgende Sitzungstermine sind vorgesehen: 

 

Donnerstag, 23.01.2025 17:00 Uhr  

Donnerstag, 20.03.2025 17:00 Uhr  

Donnerstag, 22.05.2025 17:00 Uhr  

Donnerstag, 24.07.2025 17:00 Uhr  

Donnerstag, 18.09.2025 17:00 Uhr  

Donnerstag, 23.10.2025 17:00 Uhr 

Donnerstag, 27.11.2025 17:00 Uhr 
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Die oben genannten Sitzungen werden voraussichtlich im Kreistagssitzungssaal in 

der Kaiserstraße 8 in 24768 Rendsburg stattfinden. 
 

Relevanz für den Klimaschutz 
keine 
 

Finanzielle Auswirkungen 
keine  

Anlage/n: 
Keine 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Der Landrat 

 

 

  Nachtragstagesordnung 

Sitzung des Umwelt- und Bauausschusses 

Sitzungstermin: Donnerstag, 17.10.2024, 17:00 Uhr 

Raum, Ort: Kreis Rendsburg-Eckernförde, Kaiserstraße 8, 24768 
Rendsburg, Kreistagssitzungssaal 

 

Öffentlicher Teil: 
 
1. 
 

Eröffnung, Begrüßung und Anträge zur Tagesordnung 
 

 

2. 
 

Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 
 

 

3. 
 

Anfragen nach § 26 Geschäftsordnung des Kreistages 
 

 

3.1. 
 

Anfrage nach § 26 GO-KT der SPD Fraktion zu 
Klimaschutz und der Verwendung von Öko-zertifizierten 
sowie regionalen und saisonalen Produkten in der 
Kreishauskantine 
 

VO/2024/314 

3.2. 
(Nachtrag) 

Anfrage nach §26 GO-KT der CDU Fraktion zur 
Parkplatzsituation rund ums BBZ RD-ECK 
 

VO/2024/343 

4. 
 

Niederschrift über die Sitzung vom 12.09.2024 
 

 

5. 
 

Bekanntgabe der in nichtöffentlicher Sitzung gefassten 
Beschlüsse 
 

 

6. 
 

Bericht über die Umsetzung von öffentlich gefassten 
Beschlüssen 
 

VO/2024/328 

7. 
 

Erweiterung der Überdachung FTZ - Bestückung des 
Schleppdaches mit einer Solaranlage 
 

 

7.1. 
 

Fraktionsantrag der SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen 
und SSW: Erweiterung der Überdachung FTZ, 
Bestückung mit PV-Anlage 
 

VO/2024/295-01 

7.1.1. 
 

Wirtschaftlichkeitsberechnung der Verwaltung 
 

VO/2024/331 

8. 
 

Klimaschutzfonds 
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8.1. 
 

Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds - 
Gemeinde Osterrönfeld - Umrüstung auf LED-
Straßenbeleuchtung 
Mit in Krafttreten der überarbeiteten Richtline zum 
Klimaschutz entscheidet der UBA über die Mittel bis 
125.000,00 Euro 

VO/2024/313 

8.2. 
 

Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds - 
Gemeinde Winnemark - Bau eines Sonnensegels für 
den Spielplatz 
 

VO/2024/315 

8.3. 
 

Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds - 
Gemeinde Achterwehr - Umrüstung Heizung in einem 
gemeindlichen Wohngebäude 
 

VO/2024/318 

8.4. 
 

Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds - 
Gemeinde Barkelsby - Bau eines Sonnensegels 
 

VO/2024/319 

8.5. 
 

Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds - 
SV Merkur Hademarschen - Umrüstung auf LED-
Flutlichtanlage 
 

VO/2024/321 

8.6. 
 

Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds -  
Gemeinde Osdorf - Austausch von Fenster und Türen 
in der Kita Pusteblume 
 

VO/2024/322 

8.7. 
 

Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds - 
Gemeinde Timmaspe - Energetische Sanierung der 
Sporthalle 
Mit in Krafttreten der überarbeiteten Richtline zum 
Klimaschutz entscheidet der UBA über die Mittel bis 
125.000,00 Euro. 

VO/2024/327 

8.8. 
 

Klimaschutzmanagement: Antrag Klimaschutzfonds - 
Amtsverwaltung Hüttner Berge - PV-Anlage für das 
Amtsgebäude Hüttner Berge 
 

VO/2024/329 

9. 
 

Durchführung von Maßnahmen zur Energieeinsparung 
und Anpassung an den Klimawandel auf kreiseigenen 
Liegenschaften 
 

 

9.1. 
(Nachtrag) 

Priorisierung zukünftiger Sanierungsmaßnahmen an 
den kreiseigenen Liegenschaften 
 

VO/2024/353 

10. 
 

AWR 
 

 

10.1. 
 

Entgeltkalkulation 2025 - 2026 
 

VO/2024/324 

10.2. 
 

Änderung der AGB und Satzung Abfallentsorgung - 
Kreis vom 19.12.2005 
 

VO/2024/325 

10.3. 
 

Abfallwirtschaft Festpreisangebot 2025 
 

VO/2024/323 

11. 
 

Verwaltungsangelegenheiten 
 

 

11.1. 
 

Sitzungstermine für den Umwelt- und  
Bauausschuss 2025 
 

VO/2024/312 
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Mit freundlichen Grüßen Beglaubigt: 
 
 
 
Gez. Dr. Ina Walenda 
Vorsitz 

Gez. Sebastian Bartsch 
Gremienbetreuung 
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